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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Umsetzung  der  Dienstleistungsrichtlinie  in  der  Justiz
 und zur Änderung weiterer Vorschriften

 A.  Problem und Ziel

 Die  Richtlinie  2006/123/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 12.  Dezember  2006  über  Dienstleistungen  im  Binnenmarkt  (ABl.  L  376  vom
 27.12.2006,  S.  36)  erfordert  Rechtsanpassungen  im  Bereich  der  Justiz  vor  al-
 lem  in  den  Verfahren  der  Berufszulassung  zu  den  rechtsberatenden  Berufen.
 Daneben  werden  aber  auch  Änderungen  bei  der  Prozessvertretungstätigkeit  eu-
 ropäischer  Hochschullehrerinnen  und  Hochschullehrer,  bei  der  Anerkennung
 von  Übersetzungen  fremdsprachiger  Urkunden  durch  Übersetzerinnen  und
 Übersetzer  aus  dem  europäischen  Ausland  sowie  bei  der  Registereinsicht  durch
 ausländische  Behörden  im  Rahmen  der  europäischen  Verwaltungszusammen-
 arbeit erforderlich.

 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  sollen  die  zur  Richtlinienumsetzung  er-
 forderlichen  Rechtsänderungen  vorgenommen  werden.  Daneben  sollen  weitere
 Anpassungen  des  Berufs-,  Verfahrens-,  Gerichtsverfassungs-,  Kosten-  und
 Markenrechts  erfolgen,  um  aufgetretene  Streitfragen  zum  Rechtsweg  in  ver-
 waltungsrechtlichen  Notarsachen,  zum  Mechanismus  der  Verhinderung  von
 Missbräuchen  beim  Pfändungsschutzkonto  (P-Konto)  nach  §  850k  Absatz  8
 der  Zivilprozessordnung,  zur  Amtsenthebung  von  Schöffen  bei  gröblicher
 Amtspflichtverletzung  sowie  zu  den  Gerichtskosten  und  Anwaltsgebühren  im
 neuen  familienrechtlichen  Verfahren  zu  lösen  und  das  Markenrecht  an  geän-
 derte internationale Vorgaben anzupassen.

 B.  Lösung

 Der  Gesetzentwurf  sieht  für  die  Berufszulassungsverfahren  zur  Rechtsanwalt-
 schaft  und  zur  Patentanwaltschaft  sowie  für  das  Registrierungsverfahren  nach
 dem  Rechtsdienstleistungsgesetz  die  Einführung  einer  Genehmigungsfrist  von
 drei  Monaten  vor,  innerhalb  derer  über  den  Antrag  auf  Berufszulassung  zu  be-
 finden  ist.  Eine  Überschreitung  dieser  Frist,  deren  Lauf  erst  mit  Vorliegen  sämt-
 licher  zur  Entscheidung  über  den  Antrag  erforderlichen  Unterlagen  beginnt,
 soll  keine  Genehmigungsfiktion  zur  Folge  haben.  Für  das  Verfahren  zur  Auf-
 nahme  in  die  bei  den  Insolvenzgerichten  geführten  Vorauswahllisten  für  Insol-
 venzverwalter  sollen,  soweit  der  persönliche  Anwendungsbereich  der  EU-
 Dienstleistungsrichtlinie  eröffnet  ist,  ebenfalls  Entscheidungsfristen  eingeführt
 sowie  die  Abwicklung  des  Verfahrens  über  den  so  genannten  einheitlichen  An-
 sprechpartner als Verfahrensmittler ermöglicht werden.
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Den  Rechtsanwaltskammern,  der  Patentanwaltskammer  und  den  Steuerberater-
 kammern  soll  außerdem  die  Zuständigkeit  für  die  Ahndung  von  Verstößen  ihrer
 Mitglieder  gegen  die  zur  Umsetzung  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  erlassene
 Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung übertragen werden.

 Soweit  Hochschullehrerinnen  und  Hochschullehrer  des  Rechts  in  den  Verfah-
 ren  vor  den  Verwaltungs-  und  Sozialgerichten  sowie  dem  Bundesverfassungs-
 gericht  vertretungsbefugt  sind,  sollen  die  bestehenden  gesetzlichen  Regelun-
 gen,  die  bisher  nur  Rechtslehrerinnen  und  Rechtslehrer  an  deutschen  Hoch-
 schulen  erfassen,  erweitert  werden.  Künftig  sollen  Rechtslehrerinnen  und
 Rechtslehrer  an  allen  europäischen  Hochschulen  gleichgestellt  sein,  sofern  sie
 über  die  für  die  Prozessvertretung  in  deutschen  Gerichtsverfahren  erforderliche
 Befähigung  zum  Richteramt  verfügen.  Daneben  sollen  Übersetzerinnen  und
 Übersetzer  aus  dem  europäischen  Ausland  bei  Übersetzungen  im  Zivilprozess
 anerkannt  werden,  soweit  sie  den  in  Deutschland  öffentlich  bestellten  Überset-
 zerinnen  und  Übersetzern  landesrechtlich  gleichgestellt  sind.  Schließlich  soll
 für  europäische  Behörden  im  Rahmen  der  EU-weiten  Verwaltungszusammen-
 arbeit Kostenfreiheit bei der Einsicht in das Handelsregister gelten.

 Außerhalb  der  Richtlinienumsetzung  soll  die  erstinstanzliche  Zuständigkeit  für
 Klagen  gegen  Entscheidungen  der  Bundesnotarkammer  in  Verwaltungsstreit-
 verfahren  nach  der  Bundesnotarordnung  entsprechend  der  allgemeinen  Rege-
 lung  den  Notarsenaten  bei  den  Oberlandesgerichten  zugewiesen  und  den  Län-
 dern  die  Möglichkeit  eröffnet  werden,  Ausbildungsordnungen  für  die  prakti-
 sche  Ausbildung  von  Anwaltsnotarinnen  und  -notaren  bereits  vor  dem  1.  Mai
 2011  zu  erlassen.  Im  Rechtsdienstleistungsregister  soll  künftig  auf  die  Angabe
 des  Geburtsjahrs  bei  natürlichen  Personen  verzichtet  werden.  Das  Gerichtsver-
 fassungsgesetz  soll  geändert  werden,  um  eine  gesetzliche  Möglichkeit  zu  schaf-
 fen,  Schöffinnen  und  Schöffen  des  Amtes  zu  entheben,  wenn  sie  ihre  Amts-
 pflichten  gröblich  verletzt  haben.  Das  Verfahren  zur  Missbrauchskontrolle  bei
 der  Einrichtung  eines  P-Kontos  soll  auch  dort  implementiert  werden,  wo  Kredit-
 institute  Geschäftsbeziehungen  mit  anderen  Auskunfteien  als  der  SCHUFA
 Holding  AG  unterhalten.  Weiterhin  sollen  Änderungen  im  Kostenrecht  vorge-
 nommen  werden,  die  im  Wesentlichen  klarstellende  Funktion  oder  redaktio-
 nellen  Charakter  haben.  Schließlich  soll  aufgrund  einer  Änderung  der  Gemein-
 samen  Ausführungsverordnung  zum  Madrider  Abkommen  über  die  internatio-
 nale  Registrierung  von  Marken  und  zum  Protokoll  zu  diesem  Abkommen  der
 Beginn  der  Benutzungsschonfrist  im  Markenrecht  geändert  sowie  das  Marken-
 gesetz  an  die  kodifizierte  Fassung  der  Gemeinschaftsmarkenverordnung  ange-
 passt werden.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Keine.

 2.  Vollzugsaufwand

 Keiner.

 E.  Sonstige Kosten

 Keine.
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F.  Bürokratiekosten

 Es  werden  keine  Informationspflichten  für  Unternehmen  oder  Bürgerinnen  und
 Bürger eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft.

 Für  Rechtsanwaltskammern,  Patentanwaltskammern  und  Landesjustizverwal-
 tungen  wird  jeweils  eine  Pflicht  zur  Begründung  und  Mitteilung  einer  Verlän-
 gerung  der  gesetzlichen  Entscheidungsfrist  eingeführt  (§  32  Absatz  2  der  Bun-
 desrechtsanwaltsordnung  in  der  Entwurfsfassung,  §  30  Absatz  2  der  Patentan-
 waltsordnung  in  der  Entwurfsfassung,  §  13  Absatz  2  Satz  1  des  Rechtsdienst-
 leistungsgesetzes  in  der  Entwurfsfassung,  jeweils  in  Verbindung  mit  §  42a
 Absatz  2  Satz  4  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes).  Aufgrund  der  geringen
 Häufigkeit  von  deutlich  weniger  als  1  000  Fällen  p.  a.  sind  hierdurch  keine
 Mehr- oder Minderkosten zu erwarten.
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Anlage 1
 Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Umsetzung  der  Dienstleistungsrichtlinie  in  der  Justiz
 und zur Änderung weiterer Vorschriften*

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung

 Die  Bundesrechtsanwaltsordnung  in  der  im  Bundesge-
 setzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  303-8,  veröffentlich-
 ten  bereinigten  Fassung,  die  zuletzt  durch  Artikel  1  des  Ge-
 setzes  vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  32 wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

 „(2)  Über  Anträge  ist  innerhalb  einer  Frist  von  drei
 Monaten  zu  entscheiden;  §  42a  Absatz  2  Satz  2  bis  4
 des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  gilt  entspre-
 chend.  In  den  Fällen  des  §  15  beginnt  die  Frist  erst
 mit  der  Vorlage  des  ärztlichen  Gutachtens.  §  10  bleibt
 unberührt.“

 2.  Nach §  73a wird folgender §  73b eingefügt:

 „§  73b
 Verwaltungsbehörde

 (1)  Die  Rechtsanwaltskammer  ist  im  Sinne  des  §  36
 Absatz  1  Nummer  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrig-
 keiten  Verwaltungsbehörde  für  Ordnungswidrigkeiten
 nach  §  6  der  Dienstleistungs-Informationspflichten-Ver-
 ordnung, die durch ihre Mitglieder begangen werden.

 (2)  Die  Geldbußen  aus  der  Ahndung  von  Ordnungs-
 widrigkeiten  nach  Absatz  1  fließen  in  die  Kasse  der  Ver-
 waltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat.

 (3)  Die  nach  Absatz  2  zuständige  Kasse  trägt  abwei-
 chend  von  §  105  Absatz  2  des  Gesetzes  über  Ordnungs-
 widrigkeiten  die  notwendigen  Auslagen.  Sie  ist  auch  er-
 satzpflichtig  im  Sinne  des  §  110  Absatz  4  des  Gesetzes
 über Ordnungswidrigkeiten.“

 Artikel 2

 Änderung des Rechtsdienstleistungsgesetzes

 Das  Rechtsdienstleistungsgesetz  vom  12.  Dezember
 2007  (BGBl.  I  S.  2840),  das  zuletzt  durch  Artikel  9
 Absatz  2  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)
 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  13 Absatz  2 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:

 „Über  den  Antrag  ist  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Mo-
 naten  zu  entscheiden;  §  42a  Absatz  2  Satz  2  bis  4  des
 Verwaltungsverfahrensgesetzes  gilt  entsprechend.  Wenn
 die  Registrierungsvoraussetzungen  nach  §  12  Absatz  1
 Nummer  1  und  2  sowie  Absatz  4  vorliegen,  fordert  die
 zuständige  Behörde  den  Antragsteller  vor  Ablauf  der
 Frist  nach  Satz  1  auf,  den  Nachweis  über  die  Berufshaft-
 pflichtversicherung  sowie  über  die  Erfüllung  von  Bedin-
 gungen (§  10 Absatz 3 Satz  1) zu erbringen.“

 2.  §  16 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Buchstabe  b  werden  die  Wörter  „Geburts-
 oder“ gestrichen.

 bb)  In  Buchstabe  d  werden  die  Wörter  „sowie  des
 Geburtsjahres“ gestrichen.

 b)  In  Nummer  2  Buchstabe  b  werden  die  Wörter  „Ge-
 burts- oder“ gestrichen.

 Artikel 3

 Änderung des Einführungsgesetzes
 zur Insolvenzordnung

 Nach  Artikel  102  des  Einführungsgesetzes  zur  Insolvenz-
 ordnung  vom  5.  Oktober  1994  (BGBl.  I  S.  2911),  das  zuletzt
 durch  Artikel  10  des  Gesetzes  vom  23.  Oktober  2008
 (BGBl.  I  S.  2026)  geändert  worden  ist,  wird  folgender  Arti-
 kel 102a eingefügt:

 „Artikel 102a
 Insolvenzverwalter aus anderen Mitgliedstaaten

 der Europäischen Union

 Angehörige  eines  anderen  Mitgliedstaates  der  Europäi-
 schen  Union  oder  Vertragsstaates  des  Abkommens  über  den
 Europäischen  Wirtschaftsraum  und  Personen,  die  in  einem
 dieser  Staaten  ihre  berufliche  Niederlassung  haben,  können
 das  Verfahren  zur  Aufnahme  in  eine  von  dem  Insolvenzge-
 richt  geführte  Vorauswahlliste  für  Insolvenzverwalter  über
 eine  einheitliche  Stelle  nach  den  Vorschriften  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  abwickeln.  Über  Anträge  auf  Auf-
 nahme  in  eine  Vorauswahlliste  ist  in  diesen  Fällen  innerhalb
 einer  Frist  von  drei  Monaten  zu  entscheiden.  §  42a  Absatz  2
 Satz  2  bis  4  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  gilt  entspre-
 chend.“

 Artikel 4

 Änderung der Patentanwaltsordnung

 Die  Patentanwaltsordnung  vom  7.  September  1966
 (BGBl.  I  S.  557),  die  zuletzt  durch  Artikel  1  des  Gesetzes

 *  Die  Artikel  1  bis  6,  8  Nummer  1,  Artikel  9  bis  11  und  15  dieses

 Gesetzes  dienen  der  Umsetzung  der  Richtlinie  2006/123/EG  des  Eu-

 ropäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  über

 Dienstleistungen  im  Binnenmarkt  (ABl.  L  376  vom  27.12.2006,

 S.  36).
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vom  14.  August  2009  (BGBl.  I  S.  2827)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  30 wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

 „(2)  Über  Anträge  ist  innerhalb  einer  Frist  von  drei
 Monaten  zu  entscheiden;  §  42a  Absatz  2  Satz  2  bis  4
 des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  gilt  entspre-
 chend.  In  den  Fällen  des  §  22  beginnt  die  Frist  erst
 mit  der  Vorlage  des  ärztlichen  Gutachtens.  §  17  bleibt
 unberührt.“

 2.  Nach §  69 wird folgender §  69a eingefügt:

 „§  69a
 Verwaltungsbehörde

 (1)  Die  Patentanwaltskammer  ist  im  Sinne  des  §  36
 Absatz  1  Nummer  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrig-
 keiten  Verwaltungsbehörde  für  Ordnungswidrigkeiten
 nach  §  6  der  Dienstleistungs-Informationspflichten-Ver-
 ordnung, die durch ihre Mitglieder begangen werden.

 (2)  Die  Geldbußen  aus  der  Ahndung  von  Ordnungs-
 widrigkeiten  nach  Absatz  1  fließen  in  die  Kasse  der  Ver-
 waltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat.

 (3)  Die  nach  Absatz  2  zuständige  Kasse  trägt  abwei-
 chend  von  §  105  Absatz  2  des  Gesetzes  über  Ordnungs-
 widrigkeiten  die  notwendigen  Auslagen.  Sie  ist  auch  er-
 satzpflichtig  im  Sinne  des  §  110  Absatz  4  des  Gesetzes
 über Ordnungswidrigkeiten.“

 Artikel 5

 Änderung des Steuerberatungsgesetzes

 Dem  §  76  des  Steuerberatungsgesetzes  in  der  Fassung
 der  Bekanntmachung  vom  4.  November  1975  (BGBl.  I
 S.  2735),  das  zuletzt  durch  Artikel  9  Absatz  8  des  Gesetzes
 vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)  geändert  worden  ist,
 werden folgende Absätze 8 bis 10 angefügt:

 „(8)  Die  Steuerberaterkammer  ist  im  Sinne  des  §  36
 Absatz  1  Nummer  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkei-
 ten  Verwaltungsbehörde  für  Ordnungswidrigkeiten  nach  §  6
 der  Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung,  die
 durch ihre Mitglieder begangen werden.

 (9)  Die  Geldbußen  aus  der  Ahndung  von  Ordnungswid-
 rigkeiten  nach  Absatz  8  fließen  in  die  Kasse  der  Verwal-
 tungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat.

 (10)  Die  nach  Absatz  9  zuständige  Kasse  trägt  abwei-
 chend  von  §  105  Absatz  2  des  Gesetzes  über  Ordnungswid-
 rigkeiten  die  notwendigen  Auslagen.  Sie  ist  auch  ersatz-
 pflichtig  im  Sinne  des  §  110  Absatz  4  des  Gesetzes  über
 Ordnungswidrigkeiten.“

 Artikel 6

 Änderung der Bundesnotarordnung

 Die  Bundesnotarordnung  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  303-1,  veröffentlichten  berei-
 nigten  Fassung,  die  zuletzt  durch  Artikel  3  des  Gesetzes

 vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  111 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  über  Klagen,  die  Entscheidungen  betreffen,  die  das
 Bundesministerium  der  Justiz  getroffen  hat  oder  für
 die dieses zuständig ist,“.

 2.  Dem §  120 wird folgender Absatz 3 angefügt:

 „(3)  Die  Notarkammern  werden  ermächtigt,  die  Aus-
 bildungsordnung  gemäß  §  6  Absatz  2  Satz  4  in  der  Fas-
 sung  von  Artikel  1  Nummer  1  des  Gesetzes  vom  2.  April
 2009  (BGBl.  I  S.  696)  bereits  vor  dem  1.  Mai  2011  zu
 erlassen.  Bewerber  können  die  Praxisausbildung  gemäß
 §  6  Absatz  2  Satz  2  bis  4  in  der  Fassung  des  in  Satz  1  ge-
 nannten  Gesetzes  auf  der  Grundlage  der  von  der  Notar-
 kammer  erlassenen  und  von  der  Landesjustizverwaltung
 genehmigten  Ausbildungsordnung  bereits  vor  dem
 1.  Mai 2011 durchlaufen.“

 Artikel 7

 Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

 §  51  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  9.  Mai  1975  (BGBl.  I  S.  1077),  das
 zuletzt  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juli  2010  (BGBl.  I  S.  976)
 geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

 „§  51

 (1)  Ein  Schöffe  ist  seines  Amtes  zu  entheben,  wenn  er
 seine Amtspflichten gröblich verletzt hat.

 (2)  Die  Entscheidung  trifft  das  Oberlandesgericht  auf
 Antrag  des  Richters  beim  Amtsgericht  durch  Beschluss
 nach  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft  und  des  beteiligten
 Schöffen. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

 (3)  Das  nach  Absatz  2  Satz  1  zuständige  Oberlandes-
 gericht  kann  anordnen,  dass  der  Schöffe  bis  zur  Entschei-
 dung  über  die  Amtsenthebung  nicht  zu  Sitzungen  heranzu-
 ziehen ist. Die Anordnung ist nicht anfechtbar.“

 Artikel 8

 Änderung der Zivilprozessordnung

 Die  Zivilprozessordnung  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  5.  Dezember  2005  (BGBl.  I  S.  3202;  2006  I
 S.  431;  2007  I  S.  1781),  die  zuletzt  durch  Artikel  3  des  Ge-
 setzes  vom  24.  September  2009  (BGBl.  I  S.  3145)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  142  Absatz  3  Satz  1  werden  vor  dem  Punkt  die
 Wörter  „oder  einem  solchen  Übersetzer  jeweils  gleich-
 gestellt ist“ eingefügt.

 2.  §  850k wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

 „(8)  Jede  Person  darf  nur  ein  Pfändungsschutz-
 konto  unterhalten.  Bei  der  Abrede  hat  der  Kunde  ge-
 genüber  dem  Kreditinstitut  zu  versichern,  dass  er
 kein  weiteres  Pfändungsschutzkonto  unterhält.  Das
 Kreditinstitut  darf  Auskunfteien  mitteilen,  dass  es  für
 den  Kunden  ein  Pfändungsschutzkonto  führt.  Die
 Auskunfteien  dürfen  diese  Angabe  nur  verwenden,
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um  Kreditinstituten  auf  Anfrage  zum  Zwecke  der
 Überprüfung  der  Richtigkeit  der  Versicherung  nach
 Satz  2  Auskunft  darüber  zu  erteilen,  ob  die  betroffene
 Person  ein  Pfändungsschutzkonto  unterhält.  Die  Er-
 hebung,  Verarbeitung  und  Nutzung  zu  einem  anderen
 als  dem  in  Satz  4  genannten  Zweck  ist  auch  mit  Ein-
 willigung der betroffenen Person unzulässig.“

 b)  In  Absatz  9  Satz  1  wird  das  Wort  „Führt“  durch  das
 Wort „Unterhält“ ersetzt.

 3.  In  §  850l  Absatz  4  Satz  1  wird  das  Wort  „führt“  durch
 das Wort „unterhält“ ersetzt.

 Artikel 9

 Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung

 §  67  Absatz  2  Satz  1  der  Verwaltungsgerichtsordnung  in
 der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  19.  März  1991
 (BGBl.  I  S.  686),  die  zuletzt  durch  Artikel  3  des  Gesetzes
 vom  21.  August  2009  (BGBl.  I  S.  2870)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt gefasst:

 „Die  Beteiligten  können  sich  durch  einen  Rechtsanwalt  oder
 einen  Rechtslehrer  an  einer  staatlichen  oder  staatlich  aner-
 kannten  Hochschule  eines  Mitgliedstaates  der  Europäischen
 Union,  eines  anderen  Vertragsstaates  des  Abkommens  über
 den  Europäischen  Wirtschaftsraum  oder  der  Schweiz,  der
 die  Befähigung  zum  Richteramt  besitzt,  als  Bevollmächtig-
 ten vertreten lassen.“

 Artikel 10

 Änderung des Sozialgerichtsgesetzes

 §  73  Absatz  2  Satz  1  des  Sozialgerichtsgesetzes  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  23.  September  1975
 (BGBl.  I  S.  2535),  das  zuletzt  durch  Artikel  9  Absatz  6  des
 Gesetzes  vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)  geändert
 worden ist, wird wie folgt gefasst:

 „Die  Beteiligten  können  sich  durch  einen  Rechtsanwalt  oder
 einen  Rechtslehrer  an  einer  staatlichen  oder  staatlich  aner-
 kannten  Hochschule  eines  Mitgliedstaates  der  Europäischen
 Union,  eines  anderen  Vertragsstaates  des  Abkommens  über
 den  Europäischen  Wirtschaftsraum  oder  der  Schweiz,  der
 die  Befähigung  zum  Richteramt  besitzt,  als  Bevollmächtig-
 ten vertreten lassen.“

 Artikel 11

 Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes

 §  22  Absatz  1  Satz  1  des  Bundesverfassungsgerichtsge-
 setzes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  11.  August
 1993  (BGBl.  I  S.  1473),  das  zuletzt  durch  Artikel  2  des  Ge-
 setzes  vom  1.  Dezember  2009  (BGBl.  I  S.  3822)  geändert
 worden ist, wird wie folgt gefasst:

 „Die  Beteiligten  können  sich  in  jeder  Lage  des  Verfahrens
 durch  einen  Rechtsanwalt  oder  einen  Rechtslehrer  an  einer
 staatlichen  oder  staatlich  anerkannten  Hochschule  eines
 Mitgliedstaates  der  Europäischen  Union,  eines  anderen  Ver-
 tragsstaates  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  oder  der  Schweiz,  der  die  Befähigung  zum

 Richteramt  besitzt,  als  Bevollmächtigten  vertreten  lassen;  in
 der  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Bundesverfassungs-
 gericht müssen sie sich in dieser Weise vertreten lassen.“

 Artikel 12

 Änderung des Gerichtskostengesetzes

 Das  Gerichtskostengesetz  vom  5.  Mai  2004  (BGBl.  I
 S.  718),  das  zuletzt  durch  Artikel  12  des  Gesetzes  vom
 30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2479)  geändert  worden  ist,  wird
 wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  70
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  70a  Bekanntmachung von Neufassungen“.

 2.  In  §  5  Absatz  4  wird  die  Angabe  „9019“  durch  die  An-
 gabe „9018“ ersetzt.

 3.  In  §  23  Absatz  1  Satz  3  wird  die  Angabe  „9018“  durch
 die Angabe „9017“ ersetzt.

 4.  Nach §  70 wird folgender §  70a eingefügt:

 „§  70a
 Bekanntmachung von Neufassungen

 Das  Bundesministerium  der  Justiz  kann  nach  Ände-
 rungen  den  Wortlaut  des  Gesetzes  feststellen  und  als
 Neufassung  im  Bundesgesetzblatt  bekanntmachen.  Die
 Bekanntmachung  muss  auf  diese  Vorschrift  Bezug  neh-
 men und angeben

 1.  den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,

 2.  die  Änderungen  seit  der  letzten  Veröffentlichung  des
 vollständigen Wortlauts im Bundesgesetzblatt sowie

 3.  das Inkrafttreten der Änderungen.“

 5.  Die  Anlage  1  (Kostenverzeichnis)  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 a)  In  Nummer  1630  werden  im  Gebührentatbestand  die
 Wörter  „§  115  Abs.  2  Satz  2  und  3“  durch  die  Wörter
 „§  115 Abs.  2 Satz  5 und 6“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  1640  werden  im  Gebührentatbestand  das
 Komma  und  die  Wörter  „den  §§  246a,  319  Abs.  6
 AktG,  auch  i.  V.  m.  §  327e  Abs.  2  AktG  oder  §  16
 Abs.  3 UmwG“ gestrichen.

 c)  Nach  Nummer  1640  wird  folgende  Nummer  1641
 eingefügt:

 d)  Die  bisherigen  Nummern  1641  bis  1643  werden
 Nummern 1642 bis 1644.

 e)  In  der  neuen  Nummer  1642  werden  im  Gebührentat-
 bestand  die  Wörter  „Gebühr  1640  ermäßigt“  durch
 die  Wörter  „Gebühren  1640  und  1641  ermäßigen“  er-
 setzt.

 Nr.  Gebührentatbestand

 Gebühr oder
 Satz der

 Gebühr nach
 §  28 FamGKG

 „1641  Verfahren  nach  den  §§  246a,  319
 Abs.  6  AktG,  auch  i.  V.  m.  §  327e
 Abs.  2  AktG  oder  §  16  Abs.  3
 UmwG   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1,5“.
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f)  In  der  neuen  Nummer  1644  wird  im  Gebührentatbe-
 stand  die  Angabe  „1642“  durch  die  Angabe  „1643“
 ersetzt.

 g)  In  Nummer  1810  werden  im  Gebührentatbestand  die
 Wörter  „und  §  269  Abs.  5“  durch  die  Wörter  „,  §  269
 Abs.  5 oder §  494a Abs.  2 Satz  2“ ersetzt.

 h)  In  Nummer  1823  werden  im  Gebührentatbestand
 nach  der  Angabe  „§  269  Abs.  4“  ein  Komma  und  die
 Angabe „§  494a Abs. 2 Satz 2“ eingefügt.

 i)  In  den  Nummern  2364  und  2441  werden  jeweils  im
 Gebührentatbestand  die  Wörter  „Soweit  die  Rechts-
 beschwerde  verworfen  oder  zurückgewiesen  wird“
 durch  die  Wörter  „Die  Rechtsbeschwerde  wird  ver-
 worfen oder zurückgewiesen“ ersetzt.

 j)  In  Nummer  2440  werden  im  Gebührentatbestand  die
 Wörter  „Soweit  die  Beschwerde  verworfen  oder  zu-
 rückgewiesen  wird“  durch  die  Wörter  „Die  Be-
 schwerde  wird  verworfen  oder  zurückgewiesen“  er-
 setzt.

 k)  In  Nummer  8610  wird  im  Gebührentatbestand  die
 Angabe  „§  269  Abs.  5“  durch  die  Wörter  „§  269
 Abs.  5 oder §  494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt.

 l)  In  Nummer  8620  werden  im  Gebührentatbestand
 nach  der  Angabe  „§  269  Abs.  4“  ein  Komma  und  die
 Angabe „§  494a Abs. 2 Satz 2“ eingefügt.

 Artikel 13

 Änderung der Kostenordnung

 In  §  131  Absatz  7  der  Kostenordnung  in  der  im  Bundes-
 gesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  361-1,  veröffent-
 lichten  bereinigten  Fassung,  die  zuletzt  durch  Artikel  4  des
 Gesetzes  vom  24.  September  2009  (BGBl.  I  S.  3145)  geän-
 dert  worden  ist,  werden  die  Wörter  „Absatz  1  Satz  2“  durch
 die Angabe „Absatz  3“ ersetzt.

 Artikel 14

 Änderung des Gesetzes
 über Gerichtskosten in Familiensachen

 Das  Gesetz  über  Gerichtskosten  in  Familiensachen  vom
 17.  Dezember  2008  (BGBl.  I  S.  2586,  2666),  das  zuletzt
 durch  Artikel  3  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  29.  Juli  2009
 (BGBl.  I  S.  2258)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  62
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  62a  Bekanntmachung von Neufassungen“.

 2.  Nach §  62 wird folgender §  62a eingefügt:

 „§  62a
 Bekanntmachung von Neufassungen

 Das  Bundesministerium  der  Justiz  kann  nach  Ände-
 rungen  den  Wortlaut  des  Gesetzes  feststellen  und  als
 Neufassung  im  Bundesgesetzblatt  bekanntmachen.  Die
 Bekanntmachung  muss  auf  diese  Vorschrift  Bezug  neh-
 men und angeben

 1.  den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,

 2.  die  Änderungen  seit  der  letzten  Veröffentlichung  des
 vollständigen Wortlauts im Bundesgesetzblatt sowie

 3.  das Inkrafttreten der Änderungen.“

 3.  Die  Anlage  1  (Kostenverzeichnis)  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 a)  Nach  Nummer  1502  wird  folgende  Nummer  1503
 eingefügt:

 b)  In  Nummer  1910  wird  im  Gebührentatbestand  die
 Angabe  „und  §  269  Abs.  5“  durch  die  Wörter  „,  §  269
 Abs. 5 oder §  494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt.

 c)  In  Nummer  1920  wird  im  Gebührentatbestand  die
 Angabe  „und  §  269  Abs.  4“  durch  die  Wörter  „,  §  269
 Abs. 4 oder §  494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt.

 Artikel 15

 Änderung der Justizverwaltungskostenordnung

 Die  Justizverwaltungskostenordnung  in  der  im  Bundes-
 gesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  363-1,  veröffent-
 lichten  bereinigten  Fassung,  die  zuletzt  durch  Artikel  2  des
 Gesetzes  vom  2.  Oktober  2009  (BGBl.  I  S.  3214)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  8 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2)  Von  der  Zahlung  der  Gebühren  sind  auch  aus-
 ländische  Behörden  im  Geltungsbereich  der  Richtli-
 nie  2006/123/EG  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  über  Dienstleis-
 tungen  im  Binnenmarkt  (ABl.  L  376  vom  27.12.
 2006,  S.  36)  befreit,  wenn  sie  auf  der  Grundlage  des
 Kapitels  VI  der  Richtlinie  Auskunft  aus  den  im  vier-
 ten  oder  siebten  Abschnitt  des  Gebührenverzeichnis-
 ses  bezeichneten  Registern  oder  Grundbüchern  erhal-
 ten  und  wenn  vergleichbaren  inländischen  Behörden
 für diese Auskunft Gebührenfreiheit zustände.“

 b)  Die  bisherigen  Absätze  2  und  3  werden  die  Absätze  3
 und 4.

 2.  In  Absatz  4  der  Vorbemerkung  vor  Nummer  400  der  An-
 lage  (Gebührenverzeichnis)  wird  die  Angabe  „§  126
 FGG“  durch  die  Angabe  „§  380  Absatz  1  FamFG“  er-
 setzt.

 Artikel 16

 Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes

 Das  Rechtsanwaltsvergütungsgesetz  vom  5.  Mai  2004
 (BGBl.  I  S.  718,  788),  das  zuletzt  durch  Artikel  7  Absatz  4
 des  Gesetzes  vom  30.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2449)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  vor  der  Angabe  zu  §  60  fol-
 gende Angabe eingefügt:

 Nr.  Gebührentatbestand

 Gebühr oder
 Satz der

 Gebühr nach
 §  28 FamGKG

 „1503  Selbständiges Beweisverfahren   . . .  1,0“.
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„§  59a  Bekanntmachung von Neufassungen“.

 2.  Vor §  60 wird folgender §  59a eingefügt:

 „§  59a
 Bekanntmachung von Neufassungen

 Das  Bundesministerium  der  Justiz  kann  nach  Ände-
 rungen  den  Wortlaut  des  Gesetzes  feststellen  und  als
 Neufassung  im  Bundesgesetzblatt  bekanntmachen.  Die
 Bekanntmachung  muss  auf  diese  Vorschrift  Bezug  neh-
 men und angeben

 1.  den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,

 2.  die  Änderungen  seit  der  letzten  Veröffentlichung  des
 vollständigen Wortlauts im Bundesgesetzblatt sowie

 3.  das Inkrafttreten der Änderungen.“

 3.  Die  Anlage  1  (Vergütungsverzeichnis)  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 a)  Nummer 3105 wird wie folgt geändert:

 aa)  Im  Gebührentatbestand  und  in  Absatz  1  Num-
 mer  1  der  Anmerkung  werden  jeweils  die  Wörter
 „Prozess-  oder  Sachleitung“  durch  die  Wörter
 „Prozess-, Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt.

 bb)  Absatz  2 der Anmerkung wird aufgehoben.

 cc)  Der  bisherige  Absatz  3  der  Anmerkung  wird
 Absatz  2.

 b)  In  Nummer  3203  werden  im  Gebührentatbestand  die
 Wörter  „Prozess-  oder  Sachleitung“  durch  die  Wörter
 „Prozess-, Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt.

 c)  In  Nummer  3210  wird  die  Anmerkung  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „Die  Anmerkung  zu  Nummer  3104  und  Absatz  2  der
 Anmerkung zu Nummer 3202 gelten entsprechend.“

 d)  In  Nummer  3211  werden  im  Gebührentatbestand  die
 Wörter  „Prozess-  oder  Sachleitung“  durch  die  Wörter
 „Prozess-, Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt.

 Artikel 17

 Änderung des Markengesetzes

 Das  Markengesetz  vom  25.  Oktober  1994  (BGBl.  I
 S.  3082;  1995  I  S.  156;  1996  I  S.  682),  das  zuletzt  durch
 Artikel  3  des  Gesetzes  vom  31.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2521)
 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  115 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Wird  ein  Antrag  auf  Schutzentziehung  nach  §  49
 Absatz  1  wegen  mangelnder  Benutzung  gestellt,  so  tritt
 an  die  Stelle  des  Tages  der  Eintragung  in  das  Register
 der Tag,

 1.  an  dem  die  Mitteilung  über  die  Schutzbewilligung
 dem  Internationalen  Büro  der  Weltorganisation  für
 geistiges Eigentum zugegangen ist, oder

 2.  an  dem  die  Frist  des  Artikels  5  Absatz  2  des  Madri-
 der  Markenabkommens  abgelaufen  ist,  sofern  zu  die-
 sem  Zeitpunkt  weder  die  Mitteilung  nach  Nummer  1
 noch  eine  Mitteilung  über  die  vorläufige  Schutzver-
 weigerung zugegangen ist.“

 2.  In  §  125a  werden  die  Wörter  „Artikel  25  Abs.  1
 Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94  des  Rates
 vom  20.  Dezember  1993  über  die  Gemeinschaftsmarke
 (ABl.  EG  1994  Nr.  L  11  S.  1)“  durch  die  Wörter
 „Artikel  25  Absatz  1  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  207/2009  des  Rates  vom  26.  Februar  2009  über  die
 Gemeinschaftsmarke  (kodifizierte  Fassung)  (ABl.  L  78
 vom 24.3.2009, S.  1)“ ersetzt.

 3.  In  §  143a  Absatz  1  werden  die  Wörter  „Artikel  9  Abs.  1
 Satz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94  des  Rates  vom
 20.  Dezember  1993  über  die  Gemeinschaftsmarke  (ABl.
 EG  1994  Nr.  L  11  S.  1)“  durch  die  Wörter  „Artikel  9
 Absatz  1  Satz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  207/2009  des
 Rates  vom  26.  Februar  2009  über  die  Gemeinschafts-
 marke  (kodifizierte  Fassung)  (ABl.  L  78  vom  24.3.2009,
 S.  1)“ ersetzt.

 Artikel 18

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Inhalt

 Die  Richtlinie  2006/123/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  über  Dienstleistun-
 gen  im  Binnenmarkt  (ABl.  L  376  vom  27.12.2006,  S.  36)
 gibt  im  Bereich  der  Justiz  nur  Anlass  zu  geringfügigen
 Rechtsanpassungen.  Das  nationale  Recht,  vor  allem  das  Be-
 rufsrecht  der  rechtsberatenden  Berufe,  hat  sich  bei  der  im
 Zuge  der  Richtlinienumsetzung  durchgeführten  umfassen-
 den  Normenprüfung  als  im  Wesentlichen  richtlinienkon-
 form  erwiesen.  Änderungsbedarf  hat  sich  danach  lediglich
 in  einigen  Randbereichen,  vor  allem  aber  im  Verfahrens-
 recht der Berufszulassung, ergeben.

 Im  Mittelpunkt  des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  stehen  da-
 her  in  Artikel  1  bis  Artikel  4  Regelungen  zur  Umsetzung
 der  in  Artikel  13  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  gemach-
 ten  Vorgaben  für  Genehmigungsverfahren  nach  der  Bundes-
 rechtsanwaltsordnung  (BRAO),  der  Patentanwaltsordnung
 (PAO)  und  dem  Rechtsdienstleistungsgesetz  (RDG)  sowie
 im  Einführungsgesetz  zur  Insolvenzordnung.  Danach  sind
 in  allen  Berufszulassungsverfahren  verbindliche  Entschei-
 dungsfristen  einzuführen,  innerhalb  derer  die  zuständige
 Genehmigungsbehörde  über  einen  Berufszulassungsantrag
 zu  befinden  hat.  Der  Gesetzentwurf  schlägt  hierzu  vor,  ein-
 heitlich  eine  Entscheidungsfrist  von  drei  Monaten  einzufüh-
 ren.  Dies  entspricht  der  Regelung  im  allgemeinen  Verwal-
 tungsverfahrensrecht  und  steht  darüber  hinaus  im  Einklang
 mit  der  EU-Berufsqualifikationsanerkennungsrichtlinie
 (Richtlinie  2005/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  vom  7.  September  2005  über  die  Anerkennung
 von  Berufsqualifikationen,  ABl.  L  255  vom  30.9.2005,
 S.  22),  die  für  den  Bereich  der  rechtsberatenden  Berufe
 ebenfalls  zu  beachten  ist  und  in  ihrem  Anwendungsbereich
 eine  Entscheidungsfrist  von  drei  Monaten  festschreibt.  Für
 den  Fall  der  Nichteinhaltung  dieser  Entscheidungsfrist  sieht
 der  Gesetzentwurf  zum  Schutz  der  Rechtsuchenden  und  in
 Übereinstimmung  mit  Artikel  13  Absatz  4  der  EU-Dienst-
 leistungsrichtlinie  davon  ab,  bei  der  Berufszulassung  zu
 einem  rechtsberatenden  Beruf  eine  Genehmigungsfiktion
 anzuordnen.

 Im  rechtsanwaltlichen  und  patentanwaltlichen  Berufsrecht
 sowie  im  Berufsrecht  der  Steuerberaterinnen  und  Steuerbe-
 rater  (Artikel  5)  soll  darüber  hinaus  den  Berufskammern  die
 Zuständigkeit  für  die  Ahndung  von  Verstößen  gegen  die  zur
 Umsetzung  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  auf  der  Grund-
 lage  des  §  6c  der  Gewerbeordnung  erlassene  Dienstleis-
 tungs-Informationspflichten-Verordnung  übertragen  wer-
 den.  Dies  entspricht  dem  System  der  Berufsaufsicht  bei  den
 freien  Berufen  und  der  für  Wirtschaftsprüferinnen  und  Wirt-
 schaftsprüfer  beabsichtigten  Rechtsänderung  (vgl.  Artikel  1
 Nummer  6  des  Entwurfs  eines  Vierten  Gesetzes  zur  Ände-
 rung  der  Wirtschaftsprüferordnung  –  Wahlrecht  der  Wirt-
 schaftsprüferkammer, Bundestagsdrucksache 17/2628).

 Ebenfalls  der  Umsetzung  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie
 dienen  die  Regelungen  zur  Prozessvertretungsbefugnis
 europäischer  Hochschullehrerinnen  und  -lehrer  in  Artikel  9
 bis  Artikel  11  des  Gesetzentwurfs.  Bisher  sind  in  den  Ver-

 fahren  der  Verwaltungs-  und  Sozialgerichtsbarkeit  sowie  im
 Verfahren  vor  dem  Bundesverfassungsgericht  nur  Rechts-
 lehrerinnen  und  Rechtslehrer  an  einer  deutschen  Hoch-
 schule  vertretungsbefugt.  Dies  widerspricht  einer  Vorgabe
 der  EU-Dienstleistungsrichtlinie,  wonach  die  Zulassung
 einer  Dienstleistungstätigkeit  nicht  vom  Ort  der  beruflichen
 Niederlassung  abhängig  gemacht  werden  darf.  Aus  diesem
 Grund  sollen  künftig  Rechtslehrerinnen  und  Rechtslehrer  an
 allen  europäischen  Hochschulen  gleichgestellt  werden,  so-
 fern  sie  über  die  für  die  Prozessvertretung  in  deutschen  Ge-
 richtsverfahren  erforderliche  Befähigung  zum  Richteramt
 verfügen.

 Darüber  hinaus  erfordert  die  Umsetzung  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  auch  eine  geringfügige  Anpassung  der  Zivil-
 prozessordnung  (ZPO)an  die  Dolmetschergesetze  der  Län-
 der,  soweit  diese  die  im  Zuge  der  Richtlinienumsetzung  ge-
 ändert  worden  sind.  Die  Regelung  in  Artikel  8  Nummer  1
 des  Gesetzentwurfs  gewährleistet,  dass  im  Zivilprozess
 auch  Übersetzungen  anerkannt  werden,  die  durch  eine
 Übersetzerin  oder  einen  Übersetzer  aus  einem  anderen  Mit-
 gliedstaat  der  EU  gefertigt  wurden,  die  oder  der  nach  Lan-
 desrecht  den  besonders  ermächtigten  oder  öffentlich  bestell-
 ten Übersetzerinnen und Übersetzern gleichgestellt ist.

 Schließlich  erfordert  die  Vorgabe  der  EU-Dienstleistungs-
 richtlinie,  wonach  europäischen  Stellen  Einsicht  in  natio-
 nale  Dienstleistungsregister  zu  denselben  Bedingungen  zu
 gewähren  ist  wie  vergleichbaren  deutschen  Behörden,  eine
 Anpassung  des  Justizverwaltungskostenrechts.  Nach
 Artikel  15  des  Gesetzentwurfs  sollen  europäische  Behörden
 im  Rahmen  der  Verwaltungszusammenarbeit  auf  Grundlage
 der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  künftig  ebenso  wie  deut-
 sche  Behörden  Gebührenfreiheit  bei  der  Einsicht  in  das
 elektronische Handelsregister erlangen.

 Daneben  enthält  der  Gesetzentwurf  auch  Regelungen,  die
 nicht  im  Zusammenhang  mit  der  Umsetzung  der  EU-
 Dienstleistungsrichtlinie stehen:

 Mit  Blick  auf  die  jüngst  in  Kraft  getretene  Neuregelung  des
 Zugangs  zum  Anwaltsnotariat  enthält  Artikel  6  des  Gesetz-
 entwurfs  Änderungen  der  Bundesnotarordnung  (BNotO),
 die  einerseits  die  erstinstanzliche  Zuständigkeit  für  Klagen
 gegen  Entscheidungen  der  Bundesnotarkammer  einschließ-
 lich  des  bei  ihr  angesiedelten  Prüfungsamts  nicht  dem  Bun-
 desgerichtshof,  sondern  entsprechend  der  allgemeinen
 Regelung  den  Notarsenaten  bei  den  Oberlandesgerichten
 zuweisen,  und  andererseits  den  Ländern  die  Möglichkeit
 eröffnen,  Ausbildungsordnungen  für  die  neue  Praxisausbil-
 dung  der  Anwaltsnotarinnen  und  Anwaltsnotare  bereits  vor
 dem 1. Mai 2011 zu erlassen.

 Die  in  Artikel  7  des  Gesetzentwurfs  vorgeschlagene  Ände-
 rung  von  §  51  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  (GVG)  trägt
 dem  Umstand  Rechnung,  dass  auch  Schöffinnen  und  Schöf-
 fen  der  Verfassungstreuepflicht  aus  Artikel  33  Absatz  5  des
 Grundgesetzes  (GG)  unterliegen.  Im  Falle  verfassungswid-
 rigen  Verhaltens  muss  daher  die  Möglichkeit  einer  Amtsent-
 hebung  bestehen.  Voraussetzung  für  eine  solche  Amtsent-
 hebung  ist,  dass  sie  durch  ein  Gericht  ausgesprochen  wird
 und  das  Verfahren  gesetzlich  geregelt  ist.  Eine  solche  ge-
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setzliche  Regelung  fehlt  bisher  für  Schöffinnen  und  Schöf-
 fen  im  Gegensatz  zu  anderen  ehrenamtlichen  Richterinnen
 und  Richtern,  deren  Beteiligung  die  Verfahrensordnungen
 vorsehen  (Verwaltungsgerichtsordnung  [VwGO],  Sozialge-
 richtsgesetz  [SGG],  Finanzgerichtsordnung  [FGO],  §  113
 GVG  –  Kammern  für  Handelssachen,  Arbeitsgerichtsgesetz
 [ArbGG]).

 Daneben  sieht  der  Entwurf  in  Artikel  2  Nummer  2  einen
 Verzicht  auf  die  bisher  obligatorische  Bekanntmachung  des
 Geburtsjahres  registrierter  Personen  im  Rechtsdienstleis-
 tungsregister  und  in  Artikel  8  Nummer  2  eine  Anpassung
 des  für  die  Verhinderung  von  Missbräuchen  beim  Pfän-
 dungsschutzkonto  vorgesehenen  Mechanismus  vor.  Die  am
 1.  Juli  2010  in  Kraft  getretene  Regelung  des  §  850k  Absatz  8
 Satz  3  und  4  ZPO  verhindert  durch  ein  präventives  Verfah-
 ren,  dass  einzelne  Personen  mehrere  Pfändungsschutzkon-
 ten  bei  unterschiedlichen  Kreditinstituten  unterhalten  und
 auf  diese  Weise  zum  Nachteil  der  Gläubigerschaft  mehrfa-
 chen  Kontopfändungsschutz  in  Anspruch  nehmen.  Ohne
 Abstriche  beim  Schutz  der  Rechte  betroffener  Kontoinhabe-
 rinnen  und  -inhaber  soll  diese  Missbrauchskontrolle  mittels
 Informationsaustausch  zwischen  Banken,  die  Pfändungs-
 schutzkonten  für  ihre  Kundinnen  und  Kunden  führen,  und
 Auskunfteien optimiert werden.

 Außerdem  sieht  der  Gesetzentwurf  in  Artikel  12  bis
 Artikel  14  sowie  in  Artikel  16  Änderungen  im  Kostenrecht
 vor,  die  im  Wesentlichen  klarstellende  Funktion  oder  redak-
 tionellen  Charakter  haben.  Zugleich  soll  dem  Bundesminis-
 terium  der  Justiz  die  Befugnis  eingeräumt  werden,  nach  Än-
 derungen  des  Gerichtskostengesetzes,  des  Gesetzes  über
 Gerichtskosten  in  Familiensachen  und  des  Rechtsanwalts-
 vergütungsgesetzes  den  Wortlaut  des  Gesetzes  festzustellen
 und  als  Neufassung  im  Bundesgesetzblatt  bekanntzuma-
 chen.

 Schließlich  soll  das  Markengesetz  (MarkenG)  durch  die  Än-
 derungen  in  Artikel  17  an  eine  Änderung  der  Gemeinsamen
 Ausführungsordnung  zum  Madrider  Abkommen  über  die
 internationale  Registrierung  von  Marken  und  zum  Protokoll
 zu  diesem  Abkommen  (GMAO)  angepasst  werden.  Ferner
 sollen  zwei  Verweisungen  im  MarkenG  im  Hinblick  darauf
 geändert  werden,  dass  im  Rahmen  einer  sogenannten  Kodi-
 fizierung  die  Gemeinschaftsmarkenverordnung  neu  erlassen
 worden ist.

 II.  Gesetzgebungskompetenz; Vereinbarkeit mit dem
 Recht der Europäischen Union und völkerrecht-
 lichen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutsch-
 land abgeschlossen hat

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  folgt  aus  Arti-
 kel  73  Absatz  1  Nummer  9  (Artikel  17:  „Gewerblicher
 Rechtsschutz“)  sowie  aus  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  1
 des  Grundgesetzes  (Artikel  1  und  Artikel  16:  „Rechtsan-
 waltschaft“;  Artikel  2  und  Artikel  4:  „Rechtsberatung“;
 Artikel  6:  „Notariat“;  Artikel  7:  „Gerichtsverfassung“;
 Artikel  3  und  Artikel  8  bis  Artikel  15:  „gerichtliches  Ver-
 fahren“).

 Der  Gesetzentwurf  ist  mit  dem  Recht  der  Europäischen
 Union  und  völkerrechtlichen  Verträgen,  die  die  Bundesre-
 publik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

 III.  Gesetzesfolgen

 Belastungen  für  die  öffentlichen  Haushalte  und  Kosten  für
 Wirtschaftsunternehmen  entstehen  nicht.  Auswirkungen  auf
 das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreisni-
 veau, sind nicht zu erwarten.

 Der  Gesetzentwurf  steht  im  Einklang  mit  den  Leitgedanken
 der  Bundesregierung  zur  nachhaltigen  Entwicklung  im
 Sinne  der  nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie.  Insbeson-
 dere  mit  der  Einführung  verbindlicher  Entscheidungsfristen
 für  die  Berufszulassungsverfahren  der  rechtsberatenden  Be-
 rufe  werden  gemeinschaftsrechtliche  Vorgaben  zur  Umset-
 zung der EU-Dienstleistungsrichtlinie erfüllt.

 Auswirkungen  von  gleichstellungspolitischer  Bedeutung
 entstehen ebenfalls nicht.

 IV.  Bürokratiekosten

 Es  werden  keine  Informationspflichten  für  Unternehmen
 oder  Bürgerinnen  und  Bürger  eingeführt,  vereinfacht  oder
 abgeschafft.

 Für  Rechtsanwaltskammern,  Patentanwaltskammern  und
 Landesjustizverwaltungen  wird  jeweils  eine  Pflicht  zur  Be-
 gründung  und  Mitteilung  einer  Verlängerung  der  gesetz-
 lichen  Entscheidungsfrist  eingeführt  (§  32  Absatz  2  BRAO-E,
 §  30 Absatz 2 PAO-E, §  13 Absatz 2 Satz 1 RDG-E, jeweils
 in  Verbindung  mit  §  42a  Absatz  2  Satz  4  des  Verwaltungsver-
 fahrensgesetzes).  Aufgrund  der  geringen  Häufigkeit  von
 deutlich  weniger  als  1  000  Fällen  p.  a.  sind  hierdurch  keine
 Mehr-  oder  Minderkosten  zu  erwarten.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel  1  (Änderung der Bundesrechtsanwalts-
 ordnung)

 Zu Nummer  1  (Änderung von § 32)

 Die  Änderung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  der  EU-
 Dienstleistungsrichtlinie.  Danach  sind  alle  Genehmigungs-
 verfahren  unverzüglich  und  in  jedem  Fall  innerhalb  einer
 vorab  festgelegten  und  bekannt  gemachten  angemessenen
 Frist  zu  bearbeiten.  In  Übereinstimmung  mit  der  allgemei-
 nen  Regelung  in  §  42a  Absatz  2  des  Verwaltungsverfahrens-
 gesetzes  (VwVfG)  soll  diese  Bearbeitungsfrist  für  die  Ver-
 fahren  nach  der  Bundesrechtsanwaltsordnung  drei  Monate
 betragen.  Innerhalb  dieser  Frist  können  Anträge  auf  Zulas-
 sung  zur  Rechtsanwaltschaft,  aber  auch  die  sonstigen  im
 Zusammenhang  mit  der  Ausübung  der  Rechtsanwaltstätig-
 keit  stehenden  Anträge  von  Rechtsanwältinnen  und  Rechts-
 anwälten  –  etwa  Anträge  auf  Verleihung  der  Befugnis  zur
 Führung  einer  Fachanwaltsbezeichnung  –  in  aller  Regel  ab-
 schließend  bearbeitet  werden.  Aus  Vereinheitlichungs-  und
 Transparenzgründen  sowie  zur  Vermeidung  von  Streitigkei-
 ten  darüber,  wie  weit  der  Begriff  des  Genehmigungsverfah-
 rens  in  Artikel  13  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  auszule-
 gen  ist,  ist  es  angezeigt,  die  einheitliche  Entscheidungsfrist
 für  alle  Verwaltungsentscheidungen  nach  der  BRAO  einzu-
 führen.

 Durch  die  Verweisung  auf  §  42a  Absatz  2  Satz  3  VwVfG
 wird  gewährleistet,  dass  die  zuständige  Behörde  in  beson-
 ders  gelagerten  Ausnahmefällen  –  möglicherweise  etwa  im
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Verfahren  über  die  Rechtsanwaltszulassung  bei  dem  Bun-
 desgerichtshof  –  die  Frist  angemessen  verlängern  kann.
 Eine  solche  Fristverlängerung  ist  gemäß  §  42a  Absatz  2
 Satz  4  VwVfG  gesondert  zu  begründen  und  der  Antragstel-
 lerin  oder  dem  Antragsteller  rechtzeitig  vor  Ablauf  der  ge-
 setzlichen  Frist  mitzuteilen.  Von  der  für  eine  Fristverlänge-
 rung  nach  §  42a  Absatz  2  Satz  3  erforderlichen  „Schwierig-
 keit  der  Angelegenheit“  ist  dabei  auch  dann  auszugehen,
 wenn  –  etwa  im  Verfahren  über  die  Befugnis  zur  Führung
 einer  Fachanwaltsbezeichnung  –  zur  Aufklärung  oder  Er-
 gänzung  des  Sachverhalts  eine  weitere  Mitwirkungshand-
 lung  der  Antragstellerin  oder  des  Antragstellers  erforderlich
 wird.  Die  Frist  kann  in  diesen  Fällen  um  die  für  die  Beibrin-
 gung  der  erforderlichen  Informationen  oder  Unterlagen  er-
 forderliche  Zeit  zuzüglich  eines  für  die  abschließende  Prü-
 fung  und  Entscheidungsfindung  erforderlichen  Zeitraums
 verlängert werden.

 Bereits  aus  der  Verweisung  auf  §  42a  Absatz  2  Satz  2
 VwVfG  ergibt  sich,  dass  der  Lauf  der  dreimonatigen  Ent-
 scheidungsfrist  erst  beginnt,  wenn  sämtliche  zur  Entschei-
 dung  über  den  Antrag  erforderlichen  Unterlagen  vorliegen.
 Lediglich  klarstellend  werden  daneben  in  den  neuen  Sätzen  4
 und  5  des  §  32  BRAO  die  Fälle  der  Einholung  eines  ärzt-
 lichen  Gutachtens  und  eines  schwebenden  Ermittlungs-
 bzw. Strafverfahrens gesondert geregelt.

 Weitere  Regelungen  zur  Entscheidungsfrist  und  zum  Ver-
 waltungsverfahren  sind  zur  Umsetzung  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie nicht erforderlich:

 Zum  einen  gelangen  durch  die  in  §  32  Satz  2  BRAO  gere-
 gelte  Möglichkeit  der  Verfahrensabwicklung  über  eine  ein-
 heitliche  Stelle  die  §§  71a  ff.  VwVfG  zur  Anwendung.
 Nach  §  71a  Absatz  2  VwVfG  sind  die  für  die  einheitliche
 Stelle  geltenden  verfahrensrechtlichen  Regelungen  unmit-
 telbar  auch  auf  das  Verfahren  vor  einer  zuständigen  Behörde
 anzuwenden.  Die  Rechtsanwaltskammern  und  sonstigen  zur
 Durchführung  von  Verwaltungsverfahren  nach  der  BRAO
 berufenen  Behörden  haben  daher  bereits  nach  geltendem
 Recht  die  Pflichten  aus  §  71b  Absatz  3,  4  und  6,  §  71c
 Absatz  2 und §  71e VwVfG zu beachten.

 Zum  anderen  bedarf  es  auch  nicht  einer  gesetzlichen  Anord-
 nung  einer  Genehmigungsfiktion  im  Sinn  des  §  42a  Absatz  1
 VwVfG  für  Anträge  auf  Zulassung  zur  Rechtsanwaltschaft.
 Zwar  sieht  Artikel  13  Absatz  4  Satz  1  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  im  Regelfall  den  Eintritt  einer  Genehmi-
 gungsfiktion  vor,  wenn  ein  Antrag  nicht  binnen  der  festge-
 legten  oder  verlängerten  Frist  beantwortet  wird.  Eine  Ge-
 nehmigungsfiktion  kann  allerdings  nach  Artikel  13  Absatz  4
 Satz  2  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  dann  ausgeschlos-
 sen  werden,  wenn  dies  durch  einen  zwingenden  Grund  des
 Allgemeininteresses,  einschließlich  eines  berechtigten  Inte-
 resses  Dritter,  gerechtfertigt  ist.  Diese  Voraussetzung  liegt
 hier  vor:  Eine  Person,  der  infolge  einer  Genehmigungsfik-
 tion  die  Beratung  und  Vertretung  der  Rechtsuchenden  als
 Rechtsanwältin  oder  Rechtsanwalt  gestattet  wird,  obwohl
 nicht  gewährleistet  ist,  dass  sie  oder  er  die  erforderliche  be-
 rufliche  Qualifikation  und  Zuverlässigkeit  besitzt,  stellt  eine
 Gefährdung  für  die  Rechtspflege,  die  Interessen  der  Recht-
 suchenden  und  die  Rechtsordnung  insgesamt  dar.  Um  si-
 cherzustellen,  dass  die  Rechtsanwaltstätigkeit  nur  dann  aus-
 geübt  werden  darf,  wenn  die  Voraussetzungen  der  BRAO

 geprüft  wurden,  ist  es  deshalb  gerechtfertigt,  von  einer  Ge-
 nehmigungsfiktion abzusehen.

 Zu Nummer  2  (Einfügung von § 73b – neu –)

 Die  auf  der  Grundlage  des  §  6c  der  Gewerbeordnung
 (GewO)  erlassene  Dienstleistungs-Informationspflichten-
 Verordnung  (DL-InfoV)  dient  der  Umsetzung  der  in  der
 EU-Dienstleistungsrichtlinie  enthaltenen  Informations-
 pflichten  für  Personen,  die  Dienstleistungen  erbringen.
 Hierunter  fallen  neben  Gewerbetreibenden  auch  die  Ange-
 hörigen  freier  Berufe,  namentlich  Rechtsanwältinnen  und
 Rechtsanwälte.  Der  Gesetzgeber  hat  sich  dafür  entschieden,
 diese  berufsbezogenen  Pflichten  nicht  in  den  einzelnen  Be-
 rufsgesetzen,  sondern  an  zentraler  Stelle  in  der  Gewerbe-
 ordnung  zu  verorten  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/12784,
 S.  14).  Berufsrechtlich  sind  die  Kammern  gemäß  §  73  Ab-
 satz  2  Nummer  4  in  Verbindung  mit  §  43  BRAO  bereits
 nach  geltendem  Recht  für  die  Überwachung  der  Einhaltung
 der  sich  aus  der  Dienstleistungs-Informationspflichten-Ver-
 ordnung  ergebenden,  im  unmittelbaren  Zusammenhang  mit
 der  Berufsausübung  stehenden  Pflichten  ihrer  Mitglieder
 zuständig.  Es  liegt  deshalb  nahe,  ihnen  zugleich  die  Zustän-
 digkeit  für  den  Vollzug  und  die  Ahndung  von  Ordnungswid-
 rigkeiten  nach  §  6  DL-InfoV  zu  übertragen  und  die  Auf-
 sichts-  und  Überwachungszuständigkeit  insoweit  nicht  den
 Gewerbeämtern zu überlassen.

 Aus  diesem  Grund  und  vor  dem  Hintergrund  der  bestehen-
 den  bundeseinheitlichen  Regelungen  für  die  Rechtsanwalt-
 schaft,  der  bei  den  Kammervorständen  konzentrierten  Auf-
 sichtspflichten  sowie  des  gesetzgeberischen  Ziels,  die
 Selbstverwaltung  der  verfassten  Anwaltschaft  zu  stärken
 (vgl.  Gesetzesbegründung  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur
 Stärkung  der  Selbstverwaltung  der  Rechtsanwaltschaft,
 Bundestagsdrucksache  16/516)  soll  den  Rechtsanwalts-
 kammern  die  Bußgeldzuständigkeit  bundesgesetzlich  über-
 tragen  werden.  Dies  lässt  das  Recht  der  Länder,  gemäß  Arti-
 kel  84  Absatz  1  Satz  2  des  Grundgesetzes  durch  Landesge-
 setz  eine  hiervon  abweichende  Zuständigkeitsregelung  zu
 treffen, unberührt.

 Die  örtliche  Zuständigkeit  der  jeweiligen  Rechtsanwalts-
 kammer  folgt  unmittelbar  aus  §  33  Absatz  3  BRAO.  Die
 Zuständigkeit  der  Rechtsanwaltskammer  bei  dem  Bundes-
 gerichtshof  ergibt  sich  aus  der  Verweisung  in  §  162  BRAO,
 die  den  Vierten  Teil  und  damit  auch  den  neuen  §  73b  BRAO
 umfasst.

 Die  Regelung  in  den  Absätzen  2  und  3  trägt  dem  Umstand
 Rechnung,  dass  die  Rechtsanwaltskammer  für  die  Überwa-
 chung  der  Einhaltung  der  Pflichten  aus  der  DL-InfoV  einen
 entsprechenden  personellen  und  finanziellen  Aufwand  hat.
 Ihr  sollen  daher  auch  die  Einnahmen  aus  den  verhängten
 Bußgeldern  zustehen.  Andererseits  hat  sie  im  Fall  einer  ent-
 sprechenden  gerichtlichen  Entscheidung  auch  die  Auslagen
 und Ersatzansprüche der Betroffenen zu tragen.

 Zu Artikel  2  (Änderung des Rechtsdienstleis-
 tungsgesetzes)

 Zu Nummer  1  (Änderung von §  13)

 Auch  die  Änderung  des  Rechtsdienstleistungsgesetzes
 (RDG)  entspricht  der  Neuregelung  in  der  BRAO.  Das  RDG
 bezweckt  ebenso  wie  BRAO  und  Patentanwaltsordnung  den
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Schutz  der  Rechtspflege,  der  Rechtsuchenden  und  der
 Rechtsordnung.  Daher  können  registrierte  Personen  nach
 dem  RDG  ebenso  wenig  wie  Rechtsanwältinnen  und
 Rechtsanwälte  oder  Patentanwältinnen  und  Patentanwälte
 aufgrund  einer  bloßen  Genehmigungsfiktion  eine  Berufszu-
 lassung erhalten.

 Zu Nummer  2  (Änderung von §  16)

 Gegen  die  obligatorische  Bekanntmachung  des  Geburts-
 jahres  natürlicher  registrierter  Personen  ist  eingewandt  wor-
 den,  diese  verstoße  gegen  deren  Grundrecht  auf  informa-
 tionelle  Selbstbestimmung.  Zweck  der  Veröffentlichung  des
 Geburtsdatums  ist  es,  Verwechslungen  bei  Namens-  und
 Ortsgleichheit  zweier  registrierter  Personen  zu  vermeiden
 (Gesetzentwurf  der  Bundesregierung,  Bundestagsdruck-
 sache  16/3655,  S.  75).  Angesichts  der  geringen  Gesamtzahl
 der  nach  dem  Rechtsdienstleistungsgesetz  registrierten  Per-
 sonen  werden  solche  Namens-  und  Ortsidentitäten  aller-
 dings  –  anders  als  etwa  im  Bereich  der  Insolvenzbekannt-
 machungen  –  nur  äußerst  selten  vorkommen,  so  dass  eine
 obligatorische  Bekanntmachung  des  Geburtsjahres  ohne
 vorherige  Prüfung,  ob  im  Einzelfall  eine  konkrete  Ver-
 wechslungsgefahr  besteht,  unverhältnismäßig  sein  könnte.
 Um  den  Aufwand  bei  den  Registrierungsbehörden  nicht
 durch  eine  zusätzliche  Prüfung  auf  eine  solche  Verwechs-
 lungsgefahr  zu  erhöhen,  soll  auf  die  Angabe  des  Geburts-
 jahres  bei  registrierten  Personen  und  qualifizierten  Personen
 künftig insgesamt verzichtet werden.

 Zu Artikel  3  (Änderung des Einführungsgesetzes
 zur Insolvenzordnung)

 Auch  im  Insolvenzrecht  erfordert  die  EU-Dienstleistungs-
 richtlinie  Rechtsänderungen,  die  das  Verfahren  der  Voraus-
 wahl  der  Insolvenzverwalterinnen  und  Insolvenzverwalter
 betreffen.  Für  dieses  Verfahren,  das  bisher  gesetzlich  nicht
 kodifiziert  ist,  hat  das  Bundesverfassungsgericht  Grund-
 sätze  aufgestellt,  die  seither  von  den  Insolvenzgerichten  zu
 beachten  sind  (grundlegend  BVerfG,  Beschluss  vom
 3.  August  2004  –  1  BvR  135/00  und  1086/01,  NJW  2004,
 2725;  Beschluss  vom  23.  Mai  2006  –  1  BvR  2530/04,  NJW
 2006,  2613).  Die  Entscheidung  über  die  Aufnahme  in  die
 bei  den  Insolvenzgerichten  aufgrund  dieser  Rechtsprechung
 geführten  Vorauswahllisten  hat  Berufszulassungscharakter.
 Die  von  der  Rechtsprechung  hierzu  entwickelten  Grund-
 sätze  stellen  Genehmigungsregelungen  und  Anforderungen
 im  Sinn  von  Artikel  4  Nummer  6  und  7  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  dar  (zur  Gleichstellung  gesetzlicher  mit  den
 sich  aus  Rechtsprechung  und  Verwaltungspraxis  ergeben-
 den  Anforderungen  vgl.  Artikel  4  Nummer  7  der  EU-
 Dienstleistungsrichtlinie).

 Dass  die  Tätigkeit  der  Insolvenzverwalterinnen  und  Insol-
 venzverwalter  in  den  Anwendungsbereich  der  EU-Dienst-
 leistungsrichtlinie  fällt,  ergibt  sich  aus  deren  Artikel  2.  Die
 dort  in  Absatz  2  genannten  Ausnahmetatbestände  finden  auf
 die  Insolvenzverwaltung  keine  Anwendung.  Insbesondere
 ist  Insolvenzverwaltung  keine  Tätigkeit,  die  im  Sinne  des
 Artikels  45  des  EG-Vertrags  (jetzt:  Artikel  51  des  Vertrags
 über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union)  mit  der
 Ausübung  öffentlicher  Gewalt  verbunden  ist  (vgl.  auch
 BVerfG,  Beschluss  vom  23.  Mai  2006  –  1  BvR  2530/04,
 NJW  2006,  2613,  Rz.  32:  „Der  Insolvenzverwalter  übt  kein

 öffentliches  Amt  aus.“).  Auch  enthält  die  Europäische  In-
 solvenzverordnung  (EuInsVO)  keine  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  widersprechenden  Regelungen  zur  Insolvenz-
 verwaltervorauswahl,  die  gemäß  Artikel  3  der  EU-Dienst-
 leistungsrichtlinie  deren  Anwendungsbereich  ohnehin  nur
 partiell einschränken könnten.

 Die  Anwendbarkeit  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  auf  die
 Insolvenzverwaltung  hat  zur  Folge,  dass  wie  im  anwalt-
 lichen  Berufsrecht  die  Vorschriften  über  das  Genehmi-
 gungsverfahren  und  damit  die  Regeln  über  Entscheidungs-
 fristen  und  die  Verfahrensabwicklung  über  den  einheitlichen
 Ansprechpartner  umzusetzen  sind.  Anders  als  bei  den  übri-
 gen  Rechtsberufen  fehlt  es  aber  im  Insolvenzrecht  bisher  an
 einer  gesetzlichen  Ausgestaltung  des  Berufszulassungsver-
 fahrens.  Deshalb  sollen  die  Vorgaben  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  bis  zu  einer  gesetzlichen  Neuregelung  des
 Zugangs  zum  Insolvenzverwalterberuf  vorläufig  nur  in  de-
 ren  unmittelbarem  persönlichen  Anwendungsbereich  umge-
 setzt  werden,  also  nur  für  Personen,  die  die  Staatsangehörig-
 keit  eines  anderen  EU-Mitgliedstaates  oder  EWR-Vertrags-
 staates  besitzen  oder  sich  in  einem  dieser  Staaten  beruflich
 niedergelassen  haben.  Die  Beschränkung  dieser  vorläufi-
 gen,  rudimentären  Regelung  auf  Sachverhalte  mit  grenz-
 überschreitendem  Bezug  kann  im  Interesse  einer  zeitnahen
 Richtlinienumsetzung  für  einen  Übergangszeitraum  bis  zur
 Schaffung  einer  umfassenden  gesetzlichen  Grundlage  für
 den  Zugang  zum  Insolvenzverwalterberuf  hingenommen
 werden.

 Zur  Richtlinienumsetzung  zwingend  erforderlich  ist  einer-
 seits  die  in  Satz  1  der  vorgeschlagenen  Regelung  eröffnete
 Möglichkeit  der  Verfahrensabwicklung  über  eine  einheit-
 liche  Stelle.  Insolvenzverwalterinnen  und  Insolvenzverwal-
 ter  aus  dem  europäischen  Ausland  können  damit  die  Auf-
 nahme  in  eine  oder  mehrere  gerichtliche  Vorauswahllisten
 wahlweise  unmittelbar  bei  dem  jeweils  zuständigen  Insol-
 venzgericht  oder  über  die  nach  Landesrecht  zuständige  ein-
 heitliche  Stelle  gemäß  §§  71a  ff.  VwVfG  beantragen.  Ent-
 sprechend  der  allgemeinen  Aufgabendefinition  der  einheit-
 lichen  Stelle  hat  diese  nicht  etwa  die  Aufgabe,  über  den  An-
 trag  selbst  zu  entscheiden,  sondern  diesen  lediglich  an  das
 jeweils  zuständige  Insolvenzgericht  weiterzuleiten  und  die
 Antragstellerin  oder  den  Antragsteller  durch  das  Verfahren
 zu  begleiten.  Da  nach  §  71a  Absatz  2  VwVfG  die  für  die
 einheitliche  Stelle  geltenden  verfahrensrechtlichen  Rege-
 lungen  unmittelbar  auch  auf  das  Verfahren  vor  einer  zustän-
 digen  Behörde  anzuwenden  sind,  haben  daher  auch  die  In-
 solvenzgerichte  die  sich  aus  §  71b  Absatz  3,  4  und  6,  §  71c
 Absatz  2  und  §  71e  VwVfG  ergebenden  Pflichten  zu  beach-
 ten.

 Andererseits  bedarf  es  auch  der  Einführung  von  Entschei-
 dungsfristen,  innerhalb  derer  das  zuständige  Insolvenzge-
 richt  über  den  Antrag  der  genannten  Personen  auf  Auf-
 nahme  in  eine  Vorauswahlliste  entschieden  haben  muss.  In-
 soweit  wird  auf  die  Begründung  zu  Artikel  1  Nummer  1  Be-
 zug  genommen.  Wie  bei  den  übrigen  Rechtsberufen  im
 Anwendungsbereich  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  soll
 auch  im  Insolvenzrecht  zum  Schutz  der  Rechtsuchenden
 und  des  Rechtsverkehrs  auf  den  Eintritt  einer  Genehmi-
 gungsfiktion  bei  Nichteinhaltung  der  Entscheidungsfrist
 verzichtet werden.
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Zu Artikel  4  (Änderung der Patentanwaltsord-
 nung)

 Zu Nummer  1  (Änderung von § 30)

 Die  Änderung  entspricht  der  Regelung  in  der  BRAO.  Auf
 die  Begründung  zu  Artikel  1  kann  daher  Bezug  genommen
 werden.  Auch  im  Bereich  der  Patentanwaltschaft  kommt
 eine  Berufszulassung  qua  Genehmigungsfiktion  aus  zwin-
 genden  Gründen  des  Allgemeininteresses  (Schutz  der
 Rechtspflege,  der  Rechtsuchenden  und  der  Rechtsordnung)
 nicht in Betracht.

 Zu Nummer  2  (Einfügung von § 69a – neu –)

 Auch  im  Bereich  der  Patentanwaltschaft  soll  die  Ahndung
 von  Verstößen  gegen  die  Dienstleistungs-Informations-
 pflichten-Verordnung  der  zuständigen  Berufskammer  über-
 tragen  werden.  Auf  die  Begründung  zu  Artikel  1  Nummer  2
 wird Bezug genommen.

 Zu Artikel  5  (Änderung des Steuerberatungs-
 gesetzes)

 Da  die  Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung
 auch  für  Steuerberaterinnen  und  Steuerberater  gilt,  soll  auch
 insoweit  eine  Übertragung  der  Zuständigkeit  für  die  Ahn-
 dung  von  Verstößen  auf  die  Steuerberaterkammern  erfol-
 gen,  deren  örtliche  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  §  74  des
 Steuerberatungsgesetzes  folgt.  Auf  die  Begründung  zu
 Artikel  1 Nummer  2 wird Bezug genommen.

 Zu Artikel  6  (Änderung der Bundesnotarordnung)

 Zu Nummer  1  (Änderung von §  111)

 Nach  dem  geltenden  §  111  Absatz  3  Nummer  1  ist  für
 Klagen  gegen  die  Bundesnotarkammer  der  Bundesgerichts-
 hof  in  erster  und  letzter  Instanz  zuständig.  Künftig  soll  über
 Klagen  in  diesem  Falle  nach  der  Grundregel  des  §  111  Ab-
 satz  1  das  Oberlandesgericht  im  ersten  Rechtszug  entschei-
 den.  Das  entspricht  der  geltenden  Regelung  in  der  Parallel-
 vorschrift  des  §  112a  BRAO  für  Klagen  gegen  die  Bundes-
 rechtsanwaltskammer,  für  die  der  Anwaltsgerichtshof  zu-
 ständig  ist.  Die  Änderung  bewirkt  insbesondere,  dass
 Klagen  gegen  Verwaltungsakte  des  Prüfungsamtes  für  die
 notarielle  Fachprüfung  bei  der  Bundesnotarkammer  (§  7g)
 beim  Senat  für  Notarsachen  des  Oberlandesgerichts  –  in
 diesem  Falle  beim  Kammergericht  Berlin  –  zu  erheben  sind.
 Eine  erstinstanzliche  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts
 mit  der  gerichtlichen  Überprüfungsmöglichkeit  im  Wege
 der  Berufung  zum  Bundesgerichtshof  (§  111d)  ist  bei
 Klagen  gegen  Prüfungsentscheidungen  des  Prüfungsamtes
 sachgerecht.

 Zu Nummer  2  (Änderung von § 120)

 Mit  Inkrafttreten  der  Neuregelung  des  Zugangs  zum  An-
 waltsnotariat  müssen  Bewerberinnen  und  Bewerber  vor  der
 Bestellung  zur  Anwaltsnotarin  oder  zum  Anwaltsnotar
 grundsätzlich  eine  Praxisausbildung  absolvieren,  deren  Ein-
 zelheiten  von  der  Notarkammer  in  einer  von  der  Landesjus-
 tizverwaltung  zu  genehmigenden  Ausbildungsordnung  ge-
 regelt  werden  (§  6  Absatz  2  Satz  2  bis  4  in  der  Fassung  von
 Artikel  1  Nummer  1  des  Gesetzes  vom  2.  April  2009,  BGBl.  I
 S.  696).  Die  Regelungen  treten  erst  am  1.  Mai  2011  in  Kraft

 (Artikel  2  des  Gesetzes  vom  2.  April  2009).  Nach  der  neuen
 Regelung  in  §  120  Absatz  3  BNotO-E  sollen  die  Notarkam-
 mern  die  Ausbildungsordnungen  bereits  vor  dem  1.  Mai
 2011  erlassen  können  und  Bewerberinnen  und  Bewerber  die
 vorgeschriebene  Praxisausbildung  bereits  vor  diesem  Zeit-
 punkt  absolvieren  können.  Das  entspricht  einem  Bedürfnis
 der  Praxis.  Die  ersten  Bewerberinnen  und  Bewerber  werden
 die  notarielle  Fachprüfung  voraussichtlich  Anfang  2011  be-
 standen  haben.  Um  Verzögerungen  bei  der  Bestellung  von
 Anwaltsnotarinnen  und  Anwaltsnotaren  nach  dem  neuen
 Recht  zu  vermeiden,  sollen  sie  die  Möglichkeit  haben,  auch
 die  erforderliche  Praxisausbildung  bereits  vor  dem  Inkraft-
 treten  der  neuen  Regelungen  für  den  Zugang  zum  Anwalts-
 notariat zu durchlaufen.

 Zu Artikel  7  (Änderung des Gerichtsverfassungs-
 gesetzes)

 Nicht  nur  hauptamtliche,  sondern  auch  ehrenamtliche  Rich-
 terinnen  und  Richter  unterliegen  einer  Pflicht  zur  besonde-
 ren  Verfassungstreue.  Obwohl  Artikel  33  Absatz  5  GG  nur
 die  hergebrachten  Grundsätze  des  Berufsbeamtentums  aner-
 kennt  und  somit  auf  ehrenamtliche  Richterinnen  und  Rich-
 ter  nicht  unmittelbar  anzuwenden  ist,  fungieren  ehrenamt-
 liche  Richterinnen  und  Richter  gleichberechtigt  mit  den
 hauptamtlichen  Richterinnen  und  Richtern  als  Organe  staat-
 licher  Aufgabenerfüllung.  Die  Treuepflicht  der  ehrenamt-
 lichen  Richterinnen  und  Richter  erhält  wie  die  Treuepflicht
 der  hauptamtlichen  Beamtinnen  und  Beamten  oder  Richte-
 rinnen  und  Richter  unter  der  Geltung  des  Grundgesetzes  ein
 besonderes  Gewicht  dadurch,  dass  die  Verfassung  nicht
 wertneutral  ist,  sondern  sich  für  zentrale  Grundwerte  ent-
 scheidet,  sie  in  ihren  Schutz  nimmt  und  dem  Staat  aufgibt,
 sie  zu  sichern  und  sie  zu  gewährleisten.  Daher  ist  es  aus-
 geschlossen,  dass  der  Staat  zur  Ausübung  von  Staatsgewalt
 Bewerberinnen  und  Bewerber  zulässt  und  dass  er  in
 (Ehren-)Ämtern,  die  mit  der  Ausübung  staatlicher  Gewalt
 verbunden  sind,  Bürgerinnen  und  Bürger  belässt,  die  die
 freiheitliche  demokratische,  rechts-  und  sozialstaatliche
 Ordnung ablehnen oder bekämpfen.

 Mit  der  Entscheidung  vom  6.  Mai  2008  (NJW  2008,  S.  2568
 ff.)  hat  das  Bundesverfassungsgericht  durch  die  Bejahung
 der  Verfassungstreuepflicht  ehrenamtlicher  Richterinnen
 und  Richter  seine  frühere  Rechtsprechung  weiterentwickelt.
 Dies  hat  insbesondere  Folgen  für  das  Vorliegen  von  verfas-
 sungsfeindlichen  Aktivitäten  ehrenamtlicher  Richterinnen
 und  Richter.  Die  durch  das  Bundesverfassungsgericht  bestä-
 tigte  Pflicht  zur  Verfassungstreue  erstreckt  sich  auch  auf
 Aktivitäten  außerhalb  des  eigentlichen  Ehrenamts,  also  bei-
 spielsweise  auch  auf  extremistische  Aktivitäten  von  einer
 –  wie  in  dem  der  Entscheidung  zugrunde  liegenden  Fall  –
 gewissen Erheblichkeit.

 Der  Staat  hat  also  die  Pflicht,  Schöffinnen  oder  Schöffen,
 die  die  freiheitliche  demokratische,  rechts-  und  sozialstaat-
 liche  Ordnung  ablehnen  oder  bekämpfen,  ihres  Amtes  zu
 entheben.  §  44  Absatz  2  des  Deutschen  Richtergesetzes
 (DRiG)  bestimmt,  dass  ehrenamtliche  Richterinnen  und
 Richter  vor  Ablauf  ihrer  Amtszeit  nur  unter  den  gesetzlich
 bestimmten  Voraussetzungen  und  gegen  ihren  Willen  nur
 durch  Entscheidung  eines  Gerichts  abberufen  werden  kön-
 nen.  Für  eine  Amtsenthebung  ist  damit  zum  einen  eine  hin-
 reichend  konkrete  gesetzliche  Regelung  erforderlich;  ein
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Rückgriff  auf  allgemeine  Verfassungsgrundsätze  ist  nicht
 ausreichend.  Zum  anderen  muss  die  Amtsenthebung  durch
 ein Gericht ausgesprochen werden.

 Entsprechend  enthalten  Verfahrensordnungen,  die  ebenfalls
 eine  Beteiligung  von  ehrenamtlichen  Richterinnen  und
 Richtern  vorsehen,  gesetzliche  Regelungen  zur  Amtsenthe-
 bung  (§  27  ArbGG,  §  113  GVG  und  §  22  SGG)  bzw.  zur
 Entbindung vom Amt (§  24 VwGO und §  21 FGO).

 Eine  vergleichbare  Regelung  fehlt  für  Schöffinnen  und
 Schöffen,  obwohl  gerade  diese  in  besonders  umfangreichem
 Maße  an  gerichtlichen  Entscheidungen  beteiligt  sind  und
 diese  Entscheidungen  in  besonders  schwerwiegendem
 Maße  in  die  (Freiheits-)Rechte  des  Einzelnen  eingreifen
 können.

 Nach  derzeitiger  Rechtslage  enthalten  die  §§  32,  33  GVG
 keinen  Tatbestand,  unter  den  die  Verletzung  der  Verfas-
 sungstreuepflicht  subsumiert  werden  könnte  bzw.  der  dem
 einer  „gröblichen  Amtspflichtverletzung“  z.  B.  in  §  113
 GVG  entsprechen  würde.  Die  am  ehesten  einschlägige
 Nummer  2  des  §  32  GVG  („Personen,  gegen  die  ein  Ermitt-
 lungsverfahren  wegen  einer  Tat  schwebt,  die  den  Verlust  der
 Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  zur  Folge
 haben  kann“)  deckt  nur  die  Fälle  ab,  in  denen  verfassungs-
 feindliche  Aktivitäten  zugleich  einen  Straftatbestand  erfül-
 len.

 Auch  §  44b  Absatz  1  in  Verbindung  mit  §  44a  Absatz  1
 DRiG  deckt  die  hier  geschilderte  Problematik  nicht  voll-
 ständig  ab.  Der  dort  genannte  Verstoß  gegen  die  „Grund-
 sätze  der  Menschlichkeit  oder  der  Rechtsstaatlichkeit“  ist
 nicht  deckungsgleich  mit  einer  verfassungsfeindlichen  Be-
 tätigung.  Die  Vorschriften  des  DRiG  knüpfen  an  das  eini-
 gungsbedingte  Problem  der  Verstrickung  mit  dem  SED-Un-
 rechtsregime  an,  auch  wenn  die  Vorschriften  nicht  nur  in
 den  neuen  Bundesländern  gelten.  Sie  beziehen  sich  vor
 allem  auf  schwerwiegende  Verstöße  gegen  den  Internationa-
 len  Pakt  über  bürgerliche  und  politische  Rechte  (vgl.
 Schmidt-Räntsch, DRiG, 6. Auflage, 2009, §  44a, Rn. 5).

 Die  Amtsenthebung  einer  Schöffin  oder  eines  Schöffen  ist
 der  weitreichendste  Eingriff  in  deren  Rechtsstellung.  Darü-
 ber  hinaus  besitzt  dieses  Verfahren  im  Gegensatz  zu  dem
 Verfahren  des  §  52  GVG  zur  Streichung  von  der  Schöffen-
 liste  einen  eigenständigen  Charakter,  weil  es  –  anders  als
 das  „Streichverfahren“  –  nicht  an  streng  formalisierte  Vor-
 aussetzungen  anknüpft,  die  kaum  der  Auslegung  zugänglich
 sind  und  die  dem  zuständigen  Richter  weder  Ermessen  noch
 einen  Beurteilungsspielraum  einräumen.  Diese  Gründe  er-
 fordern  es,  das  Amtsenthebungsverfahren  in  einer  eigen-
 ständigen  Vorschrift  zu  regeln.  Sinnvoller  Standort  einer
 solchen  Vorschrift  ist  §  51  GVG.  Hierdurch  kommt  die  be-
 sondere  Bedeutung,  die  das  Amtsenthebungsverfahren  im
 Vergleich  zu  dem  „Streichverfahren“  des  §  52  GVG  hat,
 zum Ausdruck.

 Zu §  51  Absatz  1

 Die  Formulierung  des  Absatzes  1  „zu  entheben“  bringt  zum
 Ausdruck,  dass  die  Amtsenthebung  umfassend  ist  und  unab-
 hängig  vom  Willen  des  Betroffenen  erfolgt;  ein  etwaiger
 entgegenstehender  Wille  hindert  nicht.  Die  Formulierung
 entspricht  im  Übrigen  derjenigen  des  §  113  Absatz  1  Num-
 mer 2 GVG.

 Die  Amtspflichtverletzung  muss  „gröblich“  sein.  Bei  der
 Auslegung  dieses  Tatbestandsmerkmals  ist  dem  Grundsatz
 der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen.

 Diesem  Grundsatz  kommt  für  die  Frage,  ob  eine  Amtsent-
 hebung  wegen  Verletzung  der  Verfassungstreuepflicht  allein
 (d.  h.  ohne  zusätzliche  Aktivitäten)  wegen  einer  Mitglied-
 schaft  in  einer  Partei,  die  verfassungsfeindliche  Ziele  ver-
 folgt,  aber  nicht  nach  Artikel  21  Absatz  2  GG  verboten  ist,
 möglich  ist,  eine  herausgehobene  Bedeutung  zu.  Hier
 kommt  es  in  besonderem  Maße  auf  die  Gesamtwürdigung
 aller Umstände an.

 Daneben  kommen  andere  Pflichtverletzungen  von  besonde-
 rer  Erheblichkeit  in  Betracht.  Zu  denken  ist  neben  den  ver-
 fassungsfeindlichen  Aktivitäten  beispielsweise  an  die  Ver-
 letzung  des  Beratungsgeheimnisses  und  an  wiederholtes  un-
 entschuldigtes  Fernbleiben  von  Sitzungen,  die  nicht  nur  vo-
 rübergehende  fehlende  Sicherstellung  der  telefonischen  und
 postalischen  Erreichbarkeit  sowie  Verweigerung  der  Eides-
 leistung;  schuldhaftes  Handeln  ist  Voraussetzung,  bei  leich-
 ter  Fahrlässigkeit  können  wiederholte  Verstöße  ausreichen
 (vgl. Kissel/Mayer, GVG, 6. Auflage, 2010, §  113, Rn. 5).

 Zu §  51  Absatz  2

 Nach  Absatz  2  Satz  1  ist  das  Oberlandesgericht  zuständig,
 in  dessen  Bezirk  sich  das  Amts-  bzw.  Landgericht  befindet,
 an  dem  die  beteiligte  Schöffin  oder  der  beteiligte  Schöffe
 tätig  ist.  Für  eine  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts
 sprechen  die  gewichtigen  Auswirkungen,  die  mit  einer
 Amtsenthebung  verbunden  sind.  Des  Weiteren  bewirkt
 diese  klare,  keinen  Spielraum  lassende  Zuständigkeitsrege-
 lung  auch  für  die  Beteiligten  des  Strafverfahrens,  an  dem
 die  Schöffin  oder  der  Schöffe  mitwirkt,  den  Schutz  ihres
 Rechts  auf  den  gesetzlichen  Richter  nach  Artikel  101  Ab-
 satz  1  Satz  2  GG.  Die  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts
 trägt  schließlich  dem  Schutz  der  Unabhängigkeit  der  ehren-
 amtlichen  Richterinnen  und  Richter  besonders  Rechnung.
 Anders  als  beim  Amts-  bzw.  Landgericht  bestehen  keine
 verfahrensbedingten  Berührungspunkte  zur  Spruchtätigkeit
 der  beteiligten  Schöffinnen  und  Schöffen  und  dadurch  keine
 Anknüpfungspunkte  für  eine  auch  nur  vermeintliche  feh-
 lende  Unvoreingenommenheit  bei  der  Entscheidung  über
 die Amtsenthebung.

 Der  notwendige  Antrag  wird  von  der  Richterin  oder  dem
 Richter  beim  Amtsgericht,  der  dem  Schöffenausschuss  vor-
 sitzt  (§  40  Absatz  2  GVG),  gestellt.  Das  Antragserfordernis
 führt  nicht  nur  zu  einer  Aufgaben-,  sondern  auch  zu  einer
 Verantwortungsbündelung,  was  wiederum  zu  einer  Effekti-
 vitätssteigerung  beiträgt.  Auch  sorgt  eine  solche  Ausgestal-
 tung  für  einen  klaren  Verfahrensablauf.  Schließlich  bringt
 eine  obligatorische  Antragstellung  einen  weiteren  Vorteil
 mit  sich:  Das  betroffene  Amts-  bzw.  Landgericht  ist  zu
 einem  frühen  Verfahrenszeitpunkt  über  die  Durchführung
 des  Verfahrens  informiert.  Dies  eröffnet  für  das  betroffene
 Gericht  die  Möglichkeit,  eventuell  erforderlich  werdende
 Maßnahmen  zu  ergreifen.  Zudem  kann  die  zuständige  Rich-
 terin  oder  der  zuständige  Richter  beim  Amtsgericht  ggf.  ge-
 genüber  dem  Oberlandesgericht  auf  weitere  verfahrensrele-
 vante  Gesichtspunkte,  z.  B.  anhängige  Verfahren,  in  welche
 die Schöffin oder der Schöffe eingebunden ist, hinweisen.
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Eine  Antragstellung  durch  die  Richterin  oder  den  Richter
 beim  Amtsgericht  ist  sachgerecht,  da  diese  auch  in  den  Vor-
 gang  der  Vorbereitung  der  Ausschussberatung  zur  Schöffen-
 wahl  (§  39  GVG),  die  Schöffenwahl  selbst  (§  40  GVG)  und
 die  Feststellung  der  Sitzungstage  (§  45  GVG)  involviert
 sind.  Sofern  die  Voraussetzungen  der  Antragstellung  gege-
 ben  sind,  muss  der  Antrag  gestellt  werden;  ein  Ermessens-
 spielraum  besteht  insoweit  nicht.  Sofern  die  beteiligte
 Schöffin  oder  der  beteiligte  Schöffe  in  einer  Strafkammer
 tätig  ist,  richtet  sich  die  Zuständigkeit  für  die  Antragstellung
 nach §  77 Absatz 3 Satz 3 GVG.

 Eine  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft  ist  für  die  Objektivi-
 tät  des  Verfahrens  zweckdienlich.  Abgesehen  davon  gebie-
 tet  es  die  Schwere  des  Eingriffs  in  die  Rechte  der  beteiligten
 Schöffin  oder  des  beteiligten  Schöffen,  gesetzlich  festzu-
 schreiben,  dass  sich  das  Oberlandesgericht  der  Staatsan-
 waltschaft  als  wichtiger  Erkenntnisquelle  im  Rahmen  des
 Verfahrens bedient.

 Die  Pflicht  zur  Anhörung  der  Schöffin  oder  des  Schöffen
 trägt  dem  Recht  auf  rechtliches  Gehör  gemäß  Artikel  103
 Absatz 1 GG Rechnung.

 Die  Entscheidung  ist  nicht  anfechtbar.  Zwar  stellt  die  Amts-
 enthebung  einen  schwerwiegenden  Eingriff  in  die  Rechte
 der  Schöffin  oder  des  Schöffen  dar.  Aufgrund  der  Tatsache,
 dass  die  Entscheidung  durch  einen  Senat  des  Oberlandesge-
 richts  ergeht,  an  dessen  Entscheidung  als  Kollegialorgan
 drei  Berufsrichterinnen  bzw.  -richter  mitwirken,  ist  die
 Rechtsstellung  der  Schöffin  oder  Schöffen  aber  hinreichend
 geschützt.

 Zu §  51  Absatz  3

 Eine  einstweilige  Anordnung,  die  das  zuständige  Oberlan-
 desgericht  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  erlassen  kann,
 ist  vor  allem  in  Fällen  unabdingbar,  in  denen  eine  Schöffin
 oder  ein  Schöffe  derart  schwerwiegend  gegen  Amtspflich-
 ten  verstößt,  dass  das  Zuwarten  auf  eine  Entscheidung  in
 der  Hauptsache  nicht  zumutbar  ist.  Dies  kann  insbesondere
 dann  der  Fall  sein,  wenn  ansonsten  zwischenzeitlich  ein
 Strafverfahren  unter  Mitwirkung  der  beteiligten  Schöffin
 oder  des  beteiligten  Schöffen  zum  Abschluss  gebracht  wer-
 den müsste.

 Die  Begründung  für  die  Unanfechtbarkeit  des  Beschlusses
 (in der Hauptsache) gilt erst recht für die Eilentscheidung.

 Zu Artikel  8  (Änderung der Zivilprozessordnung)

 Zu Nummer  1  (Änderung von §  142)

 §  142  Absatz  3  Satz  1  der  Zivilprozessordnung  (ZPO)  ver-
 weist  für  die  Übersetzung  von  fremdsprachigen  Urkunden
 auf  die  landesrechtlichen  Vorschriften  für  die  Ermächtigung
 und  öffentliche  Bestellung  von  Übersetzerinnen  und  Über-
 setzern.  Mit  der  Änderung  wird  die  veränderte  Rechtslage
 in  den  Ländern  berücksichtigt,  die  ihre  Vorschriften  zur
 Umsetzung  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  sowie  der  EU-
 Berufsqualifikationsanerkennungsrichtlinie  zugunsten  von
 Übersetzerinnen  und  Übersetzern  aus  anderen  EU-Mitglied-
 staaten  erweitert  haben.  Soweit  die  landesrechtlichen  Vor-
 schriften  eine  Gleichstellung  von  Personen  aus  anderen  Mit-
 gliedstaaten  der  EU  mit  den  nach  Landesrecht  ermächtigten
 oder  öffentlich  bestellten  Übersetzerinnen  und  Übersetzern

 vorsehen,  wird  nun  ausdrücklich  klargestellt,  dass  §  142
 Absatz  3  ZPO  auch  die  von  diesen  Personen  gefertigten
 Übersetzungen  erfasst.  Die  Ausgestaltung  der  Gleichstel-
 lung  obliegt  dem  Landesgesetzgeber.  Einer  ausdrücklichen
 Gleichstellung  bedarf  es  nicht.  Vielmehr  kann  die  Eintra-
 gung  in  das  Verzeichnis  der  allgemein  beeidigten  Dolmet-
 scherinnen  und  Dolmetscher  und  ermächtigten  Übersetze-
 rinnen  und  Übersetzer  genügen.  Diese  Eintragung  kann
 gleichzeitig als Nachweis der Gleichstellung dienen.

 Zu Nummer  2  (Änderung von §  850k)

 Die  am  1.  Juli  2010  eingefügte  Regelung  in  §  850k
 Absatz  8  Satz  3  und  4  ZPO  beinhaltet  ein  präventives  Ver-
 fahren,  um  zu  verhindern,  dass  einzelne  Personen  mehrere
 Pfändungsschutzkonten  (P-Konten)  bei  unterschiedlichen
 Kreditinstituten  unterhalten  und  auf  diese  Weise  zum  Nach-
 teil  des  Gläubigers  oder  der  Gläubigerin  mehrfachen  Kon-
 topfändungsschutz  in  Anspruch  nehmen.  Die  geltende  Re-
 gelung  beschränkt  den  Informationsaustausch  zwischen
 Banken,  die  P-Konten  für  ihre  Kunden  führen,  auf  eine
 Schnittstelle  mit  der  SCHUFA-Holding  AG.  Diese  Be-
 schränkung  des  Datenaustauschs  sollte  sicherstellen,  dass
 die  Datenerfassung  für  das  Auskunftsverfahren  möglichst
 bei einer Stelle konzentriert bleibt.

 Gegen  diese  Beschränkung  des  Datenaustausches  sind  teil-
 weise  in  der  Literatur  Bedenken  erhoben  worden  (Schröder,
 ZVI  2009,  400  ff.).  Diesen  Bedenken  wird  mit  der  Neufas-
 sung der Vorschrift Rechnung getragen.

 Mit  der  Änderung  der  Vorschrift  soll  der  Mechanismus  zur
 Verhinderung  von  Missbräuchen  beim  P-Konto  optimiert
 werden.  Die  Missbrauchskontrolle  wird  auch  dort  imple-
 mentiert,  wo  Kreditinstitute  Geschäftsbeziehungen  mit  an-
 deren  Auskunfteien  als  der  SCHUFA  Holding  AG  unter-
 halten.  Wegen  der  hohen  Marktabdeckung  der  SCHUFA
 Holding  AG  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/12714,  S.  17,
 21)  bleiben  die  Daten  auch  auf  der  Grundlage  der  geänder-
 ten  Vorschrift  im  Wesentlichen  bei  einer  Stelle  konzentriert.
 Den  Kreditinstituten  wird  indes  die  Möglichkeit  eröffnet,
 im  Einzelfall  –  je  nach  regionalen  Gegebenheiten  –  auch
 weitere  Auskunfteien  über  das  Bestehen  eines  P-Kontos  zu
 unterrichten.

 Die  Regelung  setzt  unverändert  auf  die  Freiwilligkeit  der
 Kreditinstitute  bei  der  Mitteilung  über  das  Bestehen  eines
 P- Kontos.  Hierbei  ist  davon  auszugehen,  dass  aufgrund  der
 engen  Kooperation  der  Kreditinstitute  mit  den  Auskunfteien
 eine  auf  Freiwilligkeit  setzende  Regelung  wirksam  umge-
 setzt  werden  kann.  Zudem  ist  es  auch  aus  Sicht  der  Kredit-
 institute  geboten,  das  Bestehen  mehrerer  P-Konten  zu  ver-
 meiden,  da  dies  gegen  ein  gesetzliches  Verbot  verstößt.  Der
 Vertrag  über  ein  etwaiges  zweites  P-Konto  ist  damit  nichtig
 (§  134  BGB).  Des  Weiteren  hat  die  Kreditwirtschaft  bereits
 angekündigt,  von  dieser  Mitteilungsbefugnis  Gebrauch  zu
 machen (Bundestagsdrucksache 16/12714, S. 17).

 Die  strenge  Zweckbindung  des  §  850k  Absatz  8  Satz  4
 ZPO-E  dient  der  Information  der  Banken  und  damit  der
 Vermeidung  des  Unterhaltens  mehrerer  P-Konten  durch  die
 Schuldnerin  oder  den  Schuldner.  Sie  dient  demgegenüber
 nicht  der  Information  etwaiger  Gläubigerinnen  und  Gläubi-
 ger  und  darf  daher  nicht  für  Fragen  nach  der  Kreditwürdig-
 keit  der  Schuldnerin  oder  des  Schuldners  oder  für  die  Be-
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rechnung  von  Score-Werten  verwendet  werden  (vgl.  Bun-
 destagsdrucksache 16/12714, S. 21).

 Diese  Zweckbindung  stellt  eine  Verwendungsbeschränkung
 für  die  Auskunfteien  dar.  Die  Auskunftsrechte  der  Betroffe-
 nen  gemäß  §  34  BDSG  sowie  die  Kontrollbefugnisse  der
 zuständigen  Aufsichtsbehörde  gemäß  §  38  BDSG  bleiben
 hiervon  unberührt.  Mit  der  Kontrolle  der  Einhaltung  der
 strengen  Zweckbindung  seitens  der  Auskunfteien  durch  die
 zuständige  Aufsichtsbehörde  wird  zudem  gewährleistet,
 dass  die  Daten  zweckentsprechend  verwendet  werden.  Da-
 mit  kann  ein  Missbrauch  im  Umgang  mit  den  Daten  wirk-
 sam vermieden werden.

 Der  neu  eingefügte  §  850k  Absatz  8  Satz  5  bestimmt,  dass
 selbst  mit  Einwilligung  der  Kontoinhaberin  oder  des  Konto-
 inhabers  die  Angabe  „Unterhalten  eines  P-Kontos“  nicht  für
 einen  anderen  als  den  vorgesehenen  Zweck  von  einer  Aus-
 kunftei  erhoben,  verarbeitet  oder  genutzt  werden  darf.  Hier-
 mit  wird  der  Änderung  des  Bundesdatenschutzgesetzes
 (BGBl.  2009  I  S.  2254)  entsprochen,  die  am  1.  April  2010
 in Kraft getreten ist.

 Die  weiteren  sprachlichen  Änderungen  passen  die  Bestim-
 mungen  an  die  im  Bankwesen  übliche  Terminologie  (Unter-
 halten  eines  Kontos  durch  die  Kundin  oder  den  Kunden)  an.

 Zu Nummer  3  (Änderung von §  850l)

 Die  sprachliche  Änderung  passt  die  Vorschrift  an  die  im
 Bankwesen  übliche  Terminologie  (Unterhalten  eines  Kon-
 tos durch die Kundin oder den Kunden) an.

 Zu Artikel  9  (Änderung der Verwaltungsgerichts-
 ordnung)

 Die  Änderung  passt  die  Regelung  der  Prozessvertretung
 durch  eine  Hochschullehrerin  oder  einen  Hochschullehrer
 an  die  Vorgaben  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  an.  Die
 EU-Dienstleistungsrichtlinie  verbietet  sowohl  in  Artikel  15
 (Niederlassungsfreiheit)  als  auch  in  Artikel  16  (Dienstleis-
 tungsfreiheit)  Diskriminierungen  wegen  der  beruflichen
 Hauptniederlassung  einer  Dienstleistungserbringerin  oder
 eines  Dienstleistungserbringers  in  einem  anderen  Mitglied-
 staat.  Da  die  Prozessvertretung  durch  Hochschullehrerinnen
 und  Hochschullehrer  eine  (neben-)berufliche  Dienstleistung
 darstellt,  die  dem  Anwendungsbereich  der  EU-Dienstleis-
 tungsrichtlinie  unterfällt,  darf  die  Zulässigkeit  der  Prozess-
 vertretung  nicht  davon  abhängen,  ob  diese  an  einer  deut-
 schen  Hochschule  oder  an  der  Hochschule  eines  anderen
 EU-Mitgliedstaates tätig sind.

 Das  geltende  Tatbestandsmerkmal  „Rechtslehrer  an  einer
 deutschen  Hochschule“,  das  durch  einen  Verweis  auf  das
 Hochschulrahmengesetz  präzisiert  wird,  soll  daher  durch
 eine  neue  Formulierung  ersetzt  werden,  die  einerseits  auch
 auf  ausländische  Hochschulen  anwendbar  ist  und  anderer-
 seits  der  bevorstehenden  Aufhebung  des  Hochschulrahmen-
 gesetzes  Rechnung  trägt.  Die  nunmehr  vorgesehene  Formu-
 lierung  „an  staatlichen  oder  staatlich  anerkannten  Hoch-
 schulen“  entspricht  für  deutsche  Hochschulen  inhaltlich
 dem  bisherigen  Verweis,  umfasst  also  insbesondere  sowohl
 Universitäten  als  auch  Fachhochschulen.  Wie  bisher  ergibt
 sich  der  Kreis  der  maßgeblichen  Bildungseinrichtungen  aus
 den  Hochschulgesetzen  der  Länder.  Das  Hochschulrahmen-
 gesetz  hat  schon  bislang  den  Hochschulbegriff  nicht  mate-

 riell  definiert,  sondern  auf  das  Landesrecht  verwiesen.  Zwar
 werden  in  §  1  des  Hochschulrahmengesetzes  einzelne  Hoch-
 schultypen  ausdrücklich  erwähnt,  eine  nähere  Definition  er-
 folgt  jedoch  insoweit  nicht.  Kern  von  §  1  des  Hochschulrah-
 mengesetzes  ist  vielmehr  der  Verweis  auf  das  Landesrecht
 sowie  die  dort  ebenfalls  erfolgte  Ausweitung  auf  staatlich
 anerkannte  Hochschulen.  Entsprechend  setzt  der  Begriff  der
 Rechtslehrerin  oder  des  Rechtslehrers  an  einer  Hochschule
 für  Sachverhalte  mit  Auslandsbezug  voraus,  dass  deutsches
 oder  ausländisches  Recht  von  einer  Person  an  einer  Hoch-
 schule,  die  einer  deutschen  staatlichen  oder  staatlich  aner-
 kannten  Hochschule  entspricht,  hauptberuflich  und  selb-
 ständig  gelehrt  wird.  Die  Rechtslehre  wird  dabei  unter  Ein-
 beziehung  wissenschaftlicher  Methoden  und  Erkenntnisse
 vermittelt  und  unterscheidet  sich  dadurch  vom  Niveau
 rechtskundlichen  Unterrichts,  wie  er  z.  B.  an  Schulen  statt-
 findet.

 Da  die  EU-Dienstleistungsrichtlinie  durch  Beschluss  des
 gemeinsamen  EWR-Ausschusses  in  das  EWR-Abkommen
 übernommen  worden  ist,  sind  mit  den  Mitgliedstaaten  der
 Europäischen  Union  zugleich  auch  die  anderen  Vertrags-
 staaten  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  in  die  Neuregelung  aufzunehmen.  Darüber  hin-
 aus  sollen  aber  auch  Hochschulen  in  der  Schweiz,  an  denen
 traditionell  zahlreiche  deutsche  Rechtslehrerinnen  und
 Rechtslehrer  tätig  sind,  in  den  Anwendungsbereich  der  Re-
 gelung einbezogen werden.

 Gemeinsame  Voraussetzung  für  alle  künftig  zur  Prozessver-
 tretung  befugten  Hochschullehrerinnen  und  Hochschulleh-
 rer  bleibt,  dass  sie  die  Befähigung  zum  Richteramt  nach
 dem  Deutschen  Richtergesetz  besitzen  und  damit  im  deut-
 schen Recht umfassend ausgebildet sein müssen.

 Zu Artikel  10  (Änderung des Sozialgerichts-
 gesetzes)

 Die  Änderung  entspricht  der  Neuregelung  in  §  67  der  Ver-
 waltungsgerichtsordnung  (VwGO),  auf  deren  Begründung
 Bezug genommen wird.

 Zu Artikel  11  (Änderung des Bundesverfassungs-
 gerichtsgesetzes)

 Die  Änderung  entspricht  der  Neuregelung  in  §  67  VwGO,
 auf  deren  Begründung  Bezug  genommen  wird.  Zugleich
 soll  aus  Gründen  der  Harmonisierung  mit  den  übrigen
 öffentlich-rechtlichen  Verfahrensordnungen  künftig  die  Be-
 fähigung  zum  Richteramt  auch  für  die  Vertretung  vor  dem
 Bundesverfassungsgericht  Voraussetzung  sein.  Die  damit
 gewährleistete  besondere  Kenntnis  des  deutschen  Rechts  ist
 angesichts  der  räumlichen  Erweiterung  des  Kreises  der  ver-
 tretungsbefugten  Hochschullehrerinnen  und  Hochschul-
 lehrer  für  die  Vertretung  vor  dem  Bundesverfassungsgericht
 unerlässlich.

 Zu Artikel  12  (Änderung des Gerichtskosten-
 gesetzes)

 Zu Nummer  1  (Änderung der Inhaltsübersicht)

 Die  Änderung  der  Inhaltsübersicht  ist  im  Hinblick  auf  den
 neu  eingeführten  §  70a  (vgl.  Begründung  zu  Nummer  4)  er-
 forderlich.
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Zu den Nummern  2 und 3  (Änderung der §§  5 und 23)

 Durch  Artikel  47  Absatz  1  Nummer  14  Buchstabe  y  des  Ge-
 setzes  zur  Reform  des  Verfah-rens  in  Familiensachen  und  in
 den  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit
 (FGG-Reformgesetz)  sind  die  Nummern  9018  und  9019  des
 Kostenverzeichnisses  zu  Nummer  9017  und  9018  gewor-
 den.  Die  Verweisungen  in  §  5  Absatz  4  und  §  23  Absatz  1
 Satz  3  Gerichtskostengesetz  (GKG)  sind  bisher  nicht  ange-
 passt worden. Dies soll nunmehr nachgeholt werden.

 Zu Nummer  4  (Einfügung von § 70a – neu –)

 Da  der  Wortlaut  des  Gerichtskostengesetzes  mehrfach  und
 in  größerem  Umfang  geändert  worden  ist,  soll  dem  Bundes-
 ministerium  der  Justiz  erlaubt  werden,  das  Gerichtskosten-
 gesetz  bei  Bedarf  in  der  neuen  Fassung  bekannt  zu  machen.
 Hierzu  soll  dem  Bundesministerium  der  Justiz  eine  allge-
 meine  Erlaubnis  zur  Bekanntmachung  von  Neufassungen
 eingeräumt  werden,  da  dieses  Gesetz  wegen  seiner  Abhän-
 gigkeit  von  zahlreichen  Verfahrensgesetzen  einer  häufigen
 Änderung  unterliegt.  Oft  sind  mehrere  Änderungen  gleich-
 zeitig  im  Gesetzgebungsverfahren  und  es  lässt  sich  nicht  ab-
 schätzen,  welches  Gesetz  als  letztes  verabschiedet  wird  und
 somit  den  Anlass  für  eine  Neubekanntmachungserlaubnis
 gibt.

 Zu Nummer  5  (Änderung der Anlage 1 – Kostenver-
 zeichnis)

 Zu Buchstabe  a  (Änderung der Nummer 1630)

 Durch  das  Gesetz  zur  Modernisierung  des  Vergaberechts
 vom  20.  April  2009  (BGBl.  I  S.  790)  sind  in  den  §  115  Ab-
 satz  2  nach  Satz  1  drei  neue  Sätze  eingefügt  worden.  Die
 Folgeänderung im GKG soll nachgeholt werden.

 Zu den Buchstaben  b bis f  (Änderung der
 Nummern  1640 bis 1644)

 Die  derzeitigen  Gebühren  für  die  in  Nummer  1640  KV
 GKG  genannten  aktienrechtlichen  Verfahren  vor  dem  Ober-
 landesgericht  werden  dem  erheblichen  Aufwand  des  Ge-
 richts  nicht  gerecht.  So  wird  in  aktienrechtlichen  Freigabe-
 verfahren  in  der  Regel  erst  nach  mündlicher  Verhandlung
 entschieden.  Der  Geltungsbereich  der  Gebühr  1640  KV
 GKG  soll  daher  auf  Verfahren  nach  §  148  Absatz  1  und  2
 AktG,  für  die  das  Landgericht  zuständig  ist,  beschränkt  wer-
 den.  In  einer  neuen  Nummer  1641  sollen  die  Verfahren  vor
 dem  Oberlandesgericht  zusammengefasst  werden.  Hierfür
 wird  ein  Gebührensatz  von  1,5  vorgeschlagen.  Die  nachfol-
 genden  Gebühren  des  Abschnitts  4  sollen  jeweils  um  eine
 Nummer  aufrücken.  Der  Ermäßigungstatbestand  für  die  Be-
 endigung  des  Verfahrens  ohne  Entscheidung  (neue  Nummer
 1642)  soll  für  durch  eine  entsprechende  Anpassung  des  Ge-
 bührentatbestands für beide Verfahrensarten gelten.

 Zu den Buchstaben  g und h  (Änderung der
 Nummern 1810 und 1823)

 Im  Gebührentatbestand  soll  die  Aufzählung  der  verfahrens-
 rechtlichen  Vorschriften,  die  den  Geltungsbereich  der  Ge-
 bühr  bestimmen,  um  §  494a  Absatz  2  Satz  2  ergänzt  wer-
 den,  weil  die  jeweiligen  Gebühren  unabhängig  vom  Aus-

 gang  des  Verfahrens  anfallen.  Bei  diesen  Verfahren  handelt
 es sich um echte Streitverfahren.

 Zu den Buchstaben  i und j  (Änderung der
 Nummern 2364, 2440
 und 2441)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung.  Die  be-
 treffenden  Gebühren  sind  Festgebühren.  Dem  Teilerfolg
 wird  jeweils  bereits  durch  die  Anmerkungen  Rechnung  ge-
 tragen.

 Zu den Buchstaben  k und l  (Änderung der
 Nummern 8610 und 8620)

 Auf  die  Begründung  zu  den  Buchstaben  b  und  c  wird  ver-
 wiesen.

 Zu Artikel  13  (Änderung der Kostenordnung)

 Bei  der  Änderung  des  §  131  der  Kostenordnung  (KostO)
 durch  Artikel  47  Absatz  2  Nummer  30  des  FGG-Reformge-
 setzes  vom  17.  Dezember  2008  (BGBl.  I  S.  2586)  ist  die
 Verweisung  in  Absatz  7  nicht  an  die  neuen  Absätze  1  bis  5
 angepasst worden. Dies soll nunmehr nachgeholt werden.

 Zu Artikel  14  (Änderung des Gesetzes über Ge-
 richtskosten in Familiensachen)

 Zu den Nummern  1 und 2  (Änderung  der  Inhaltsüber-
 sicht  und  Einfügung  von
 §  62a – neu –)

 Es  wird  auf  die  Begründung  zu  Artikel  12  Nummer  1  und  4
 Bezug genommen.

 Zu Nummer  3  (Änderung der Anlage 1 – Kostenver-
 zeichnis)

 Zu Buchstabe  a  (Einfügung von Nummer 1503 – neu –)

 Nach  §  113  Absatz  1  Satz  2  des  Gesetzes  über  das  Verfahren
 in  Familiensachen  und  in  den  Angelegenheiten  der  frei-
 willigen  Gerichtsbarkeit  (FamFG)  gelten  in  Ehesachen  und
 Familienstreitsachen  die  Allgemeinen  Vorschriften  der
 Zivilprozessordnung  und  die  Vorschriften  der  Zivilprozess-
 ordnung  über  das  Verfahren  vor  den  Landgerichten  entspre-
 chend.  Zu  den  Vorschriften  über  das  Verfahren  vor  den
 Landgerichten  gehören  auch  die  §§  485  ff.  ZPO,  die  das
 selbständige  Beweisverfahren  zum  Gegenstand  haben.  Die-
 ses  kann  somit  in  Ehesachen  nach  §  121  FamFG  und  in
 Familienstreitsachen  nach  §  112  FamFG  zur  Anwendung
 gelangen.

 Für  das  selbständige  Beweisverfahren  in  Verfahren  nach  der
 ZPO  sieht  das  GKG  in  Nummer  1610  KV  GKG  eine  Ver-
 fahrensgebühr  mit  einem  Gebührensatz  von  1,0  vor.  Gleiche
 Gebühren  sind  in  den  Nummern  5300,  6300  und  7300  KV
 GKG  für  die  Verwaltungs-,  Finanz-  und  Sozialgerichtsbar-
 keit  und  in  Nummer  8400  KV  GKG  mit  einem  auf  0,6  ver-
 minderten  Gebührensatz  für  die  Arbeitsgerichtsbarkeit  ent-
 halten.

 Eine  entsprechende  Gebührenregelung  soll  nunmehr  auch  in
 das  Gesetz  über  Gerichtskosten  in  Familiensachen  ein-
 gestellt werden.
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Zu den Buchstaben  b und c  (Änderung der
 Nummern 1910 und 1920)

 Auf  die  Begründung  zu  Artikel  12  Nummer  5  Buchstabe  b
 und c wird Bezug genommen.

 Zu Artikel  15  (Änderung der Justizverwaltungs-
 kostenordnung)

 Zu Nummer  1  (Änderung von § 8)

 Gemäß  Artikel  28  Absatz  7  der  Richtlinie  2006/123/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Dezember
 2006  über  Dienstleistungen  im  Binnenmarkt  stellen  die  Mit-
 gliedsstaaten  sicher,  dass  die  Register,  in  welche  die  Dienst-
 leistungserbringerinnen  und  Dienstleistungserbringer  einge-
 tragen  sind  und  die  von  den  zuständigen  Behörden  in  ihrem
 Hoheitsgebiet  eingesehen  werden  können,  unter  denselben
 Bedingungen  auch  von  den  entsprechenden  zuständigen  Be-
 hörden  der  anderen  Mitgliedsstaaten  eingesehen  werden
 können.  Der  Entwurf  setzt  diese  Vorgabe  um,  indem  er  die
 bestehende  Gebührenfreiheit  inländischer  Behörden  auf  die
 Behörden  der  Mitgliedsstaaten  erstreckt,  soweit  diese  im
 Rahmen  der  Amtshilfe  nach  Artikel  28  Absatz  1  der  Richt-
 linie  tätig  werden.  Durch  die  Formulierung  wird  klarge-
 stellt,  dass  die  Kostenfreiheit  sich  im  engsten  Umfang  an
 dem  Wortlaut  der  Richtlinie  orientiert  und  dass  auch  Kos-
 tenbefreiungen  nach  Landesrecht  im  Falle  der  Vergleichbar-
 keit der Institutionen für ausländische Behörden gelten.

 Zu Nummer  2  (Änderung  vor  Nummer  400  der  Anlage  –
 Gebührenverzeichnis)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

 Zu Artikel  16  (Änderung des Rechtsanwaltsver-
 gütungsgesetzes)

 Zu den Nummern  1 und 2  (Änderung  der  Inhaltsüber-
 sicht  und  Einfügung  von
 §  59a – neu –)

 Es  wird  auf  die  Begründung  zu  Artikel  12  Nummer  1  und  4
 Bezug genommen.

 Zu Nummer  3  (Änderung  der  Anlage  1  –  Vergütungsver-
 zeichnis)

 Die  Änderungen  haben  lediglich  redaktionellen  Charakter
 und dienen der Klarstellung.

 Da  Terminsgebühren  auch  in  Verfahren  nach  dem  Gesetz
 über  das  Verfahren  in  Familiensachen  und  in  den  Angele-
 genheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  entstehen  kön-
 nen,  sollen  die  Begriffe  „Prozess-  oder  Sachleitung“  um  den
 Begriff „Verfahrensleitung“ ergänzt werden.

 Absatz  2  der  Anmerkung  zu  Nummer  3105  des  Vergütungs-
 verzeichnisses  zum  Rechtsanwaltsvergütungsgesetz  (VV
 RVG)  kann  aufgehoben  werden,  da  die  Anmerkung  zu
 Nummer  3104  VV  RVG  schon  deshalb  anzuwenden  ist,
 weil  Nummer  3105  VV  RVG  lediglich  eine  modifizierte
 Variante der Nummer 3104 VV RVG darstellt.

 Mit  der  Änderung  von  Nummer  3210  VV  RVG  soll  erreicht
 werden,  dass  auch  im  Revisionsverfahren  vor  dem  Bundes-
 finanzhof  eine  Terminsgebühr  entsteht,  wenn  durch  Ge-

 richtsbescheid  entschieden  wird  (§§  121,  90a  der  Finanzge-
 richtsordnung).

 Zu Artikel  17  (Änderung des Markengesetzes)

 Das  Madrider  Abkommen  über  die  internationale  Registrie-
 rung  von  Marken  (Madrider  Markenabkommen)  und  das
 Protokoll  zum  Madrider  Abkommen  über  die  internationale
 Registrierung  von  Marken  (Madrider  Protokoll)  ermög-
 lichen  es,  den  Schutz  einer  Marke,  die  nicht  in  Deutschland
 registriert  ist,  auf  das  Gebiet  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  zu  erstrecken.  Wenn  kein  Schutzhindernis  besteht,
 braucht  das  Deutsche  Patent-  und  Markenamt  derzeit
 gleichwohl  keine  Erklärung  über  die  Schutzbewilligung  ab-
 zugeben.  Erfolgt  keine  Schutzrechtsverweigerung,  steht
 vielmehr  nach  Ablauf  der  dafür  geltenden  Jahresfrist  fest,
 dass  Markenschutz  besteht.  Die  Ergänzung  der  Gemeinsa-
 men  Ausführungsordnung  zum  Madrider  Abkommen  über
 die  internationale  Registrierung  von  Marken  und  zum  Pro-
 tokoll  zu  diesem  Abkommen  (GMAO)  durch  eine  neue
 Regel  18ter  sieht  nunmehr  vor,  dass  eine  Erklärung  über  die
 Schutzbewilligung  abgegeben  werden  muss,  wenn  schon
 vor  Ablauf  der  für  die  Schutzverweigerung  maßgeblichen
 Frist  geklärt  ist,  dass  kein  Schutzhindernis  besteht.  Für  diese
 Fallgestaltung  erscheint  es  nicht  sachgerecht,  die  für  eine
 Schutzentziehung  maßgebliche  Frist  von  fünf  Jahren,  bis  zu
 deren  Ablauf  die  Marke  von  ihrer  Inhaberin  oder  ihrem  In-
 haber  benutzt  worden  sein  muss  (Benutzungsschonfrist),
 erst  mit  dem  Ablauf  der  für  die  Schutzverweigerung  maß-
 geblichen  Jahresfrist  beginnen  zu  lassen.  Die  Neufassung
 des  §  115  Absatz  2  MarkenG  sieht  für  diesen  Fall  deshalb
 vor,  dass  die  Benutzungsschonfrist  bereits  mit  Zugang  der
 Erklärung  über  die  Schutzbewilligung  beim  Internationalen
 Büro  der  Weltorganisation  für  geistiges  Eigentum  (WIPO)
 beginnt.

 §  125a  MarkenG  und  §  143a  MarkenG  enthalten  jeweils
 eine  Verweisung  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94  über
 die  Gemeinschaftsmarke.  Diese  Verordnung  ist  im  Jahr
 2009  unter  Berücksichtigung  zwischenzeitlicher  Änderun-
 gen  als  Verordnung  (EG)  Nr.  207/2009  über  die  Gemein-
 schaftsmarke  (kodifizierte  Fassung)  neu  erlassen  worden.
 Die  bisherige  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94  über  die  Gemein-
 schaftsmarke  wurde  dabei  aufgehoben.  Deshalb  treffen  zwei
 Verweisungen  auf  die  Gemeinschaftsmarkenverordnung  im
 Markengesetz  nicht  mehr  zu.  Dies  führt  in  einem  Fall  zu  ei-
 ner  Strafbarkeitslücke,  da  §  143a  MarkenG  in  der  jetzigen
 Fassung  unanwendbar  geworden  ist.  Durch  Aktualisierung
 der  Verweisung  soll  die  unbeabsichtigte  Regelungslücke  be-
 seitigt werden.

 Zu Nummer  1  (Änderung von §  115 Absatz 2)

 §  115  MarkenG  betrifft  die  Schutzentziehung  bei  Marken,
 die  auf  Grund  einer  internationalen  Registrierung  nach  dem
 Madrider  Abkommen  registriert  worden  sind.  §  124
 MarkenG  stellt  durch  eine  Verweisung  auf  §  115  MarkenG
 sicher,  dass  für  Marken,  die  nach  dem  Madrider  Protokoll
 registriert  worden  sind,  was  in  der  Praxis  die  Regel  ist,  das
 Gleiche  gilt.  Die  Schutzentziehung  bei  international  regist-
 rierten  Marken  entspricht  der  Löschung  nationaler  Marken
 wegen  Verfalls  auf  Grund  Nichtbenutzung  nach  §  49  Mar-
 kenG.  Für  die  Nichtbenutzung  gilt  eine  fünfjährige  Benut-
 zungsschonfrist,  die  bei  nationalen  Marken  mit  der  Eintra-
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gung  der  Marke  in  das  Register  beginnt.  Für  den  Beginn  der
 Benutzungsschonfrist  bei  einer  internationalen  Markenre-
 gistrierung  stellt  §  115  Absatz  2  MarkenG  bisher  primär  auf
 den  Ablauf  der  für  die  Erklärung  der  Schutzverweigerung
 maßgeblichen  Frist  ab,  die  bei  der  Erstreckung  des  Schutzes
 einer  Marke  auf  das  Gebiet  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  ein  Jahr  beträgt.  Innerhalb  dieser  Frist  kann  dem  Inter-
 nationalen  Büro  der  WIPO  unter  Angabe  von  Gründen  eine
 Schutzverweigerung  mitgeteilt  werden.  Da  aber  viele  natio-
 nale  Ämter  inzwischen  in  der  Lage  sind,  internationale  Mar-
 kenregistrierungen  in  vergleichsweise  kurzer  Zeit  zu  prüfen,
 hat  die  Versammlung  des  Verbandes  für  die  internationale
 Registrierung  von  Marken  (Madrider  Verband)  auf  seiner
 40.  (23.  außerordentlichen)  Sitzung  im  Rahmen  der
 45.  Serie  von  Sitzungen  der  Leitungsorgane  der  WIPO  vom
 22.  bis  30.  September  2008  mit  Regel  18ter  Absatz  1
 GMAO  eine  Regelung  beschlossen,  nach  der  die  Ämter  der
 Vertragsparteien  (Mitgliedstaaten  oder  andere  Vertragspar-
 teien  wie  die  EU)  verpflichtet  sind,  ab  1.  Januar  2011  eine
 ausdrückliche  Erklärung  über  die  Schutzbewilligung  gegen-
 über  dem  Internationalen  Büro  der  WIPO  abzugeben,  wenn
 und  sobald  vor  Ablauf  der  für  die  Schutzverweigerung  maß-
 geblichen  Frist  die  Prüfung  der  Schutzverweigerungsgründe
 mit  dem  Ergebnis  abgeschlossen  ist,  dass  solche  Gründe
 nicht  bestehen  (vgl.  „Report“,  WIPO- Dokument  MM/A/40/
 5,  29.  September  2008).  Für  Deutschland  ist  die  Ergänzung
 der  GMAO  durch  Verordnung  der  Bundesministerin  der
 Justiz  vom  18.  August  2009  (BGBl.  2009  II  S.  986)  zum
 1.  September 2009 in Kraft gesetzt worden.

 Für  den  Fall,  dass  vor  Ablauf  der  für  die  Schutzverweige-
 rung  maßgeblichen  Jahresfrist  eine  solche  Schutzbewilli-
 gungserklärung  abgegeben  wird,  erscheint  es  aber  nicht
 sachgerecht,  die  für  eine  etwaige  spätere  Schutzentziehung
 maßgebliche  Benutzungsschonfrist,  bis  zu  deren  Ablauf  die
 Marke  von  ihrer  Inhaberin  oder  ihrem  Inhaber  benutzt  wor-
 den  sein  muss,  erst  mit  Ablauf  der  für  die  Schutzverweige-
 rung  maßgeblichen  Jahresfrist  beginnen  zu  lassen.  Denn
 durch  eine  Erklärung  über  die  Schutzbewilligung  wird  be-
 reits  vorher  Klarheit  darüber  geschaffen,  dass  es  zu  keiner
 Schutzverweigerung  wegen  des  Bestehens  von  Schutzhin-
 dernissen  mehr  kommt,  sondern  die  international  regist-
 rierte  Marke  in  Deutschland  Schutz  genießt.  Deshalb  soll
 die  Benutzungsschonfrist  nach  der  Neufassung  des  §  115
 Absatz  2  MarkenG  für  den  Fall  der  Abgabe  einer  Schutzbe-
 willigungserklärung  auch  mit  dem  Zugang  dieser  Erklärung
 beim  Internationalen  Büro  der  WIPO  beginnen.  Auf  einen
 vergleichbaren  Zeitpunkt  wird  bereits  bisher  in  Fällen  abge-
 stellt,  in  denen  der  Schutz  zunächst  vorläufig  verweigert,
 die  Beanstandung  dann  aber  wieder  fallengelassen  worden
 ist.  Für  den  Fall,  dass  eine  Mitteilung  über  die  Schutzbewil-
 ligung  vor  Ablauf  eines  Jahres  nicht  möglich  ist,  weil  die
 Prüfung  der  Schutzhindernisse  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres

 abgeschlossen  werden  konnte,  verbleibt  es  bei  der  bisheri-
 gen Regelung.

 Zu Nummer  2  (Änderung von §  125a)

 §  125a  MarkenG  in  seiner  bisherigen  Fassung  nimmt  Bezug
 auf  Artikel  25  Absatz  1  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  40/94  des  Rates  vom  20.  Dezember  1993  über  die  Ge-
 meinschaftsmarke  (ABl.  L  11  vom  14.1.1994,  S.  1).  Da
 diese  Verordnung  mehrfach  und  in  wesentlichen  Punkten
 geändert  worden  war,  ist  sie  im  Rahmen  einer  sogenannten
 Kodifizierung  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  207/2009  des
 Rates  vom  26.  Februar  2009  über  die  Gemeinschaftsmarke
 (kodifizierte  Fassung)  (ABl.  L  78  vom  24.3.2009,  S.  1)  neu
 erlassen  worden.  Dabei  ist  die  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94
 über  die  Gemeinschaftsmarke  durch  Artikel  166  Satz  1  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  207/2009  über  die  Gemeinschafts-
 marke  (kodifizierte  Fassung)  aufgehoben  worden.  Durch
 Änderung  des  §  125a  MarkenG  soll  die  Verweisung  auf  die
 Gemeinschaftsmarkenverordnung aktualisiert werden.

 Zu Nummer  3  (Änderung von §  143a)

 §  143a  MarkenG  in  seiner  bisherigen  Fassung  stellt  die  Ver-
 letzung  der  Rechte  des  Inhabers  einer  Gemeinschaftsmarke
 nach  Artikel  9  Absatz  1  Satz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  40/
 94  des  Rates  vom  20.  Dezember  1993  über  die  Gemein-
 schaftsmarke  unter  Strafe.  Infolge  der  Aufhebung  dieser
 Verordnung  durch  Artikel  166  Satz  1  der  im  Rahmen  der
 sogenannten  Kodifizierung  erlassenen  Verordnung  (EG)
 Nr.  207/2009  des  Rates  vom  26.  Februar  2009  über  die  Ge-
 meinschaftsmarke  (kodifizierte  Fassung)  geht  die  in  §  143a
 MarkenG  enthaltene  Verweisung  auf  die  Gemeinschafts-
 markenverordnung  nunmehr  ins  Leere.  Dadurch  ist  eine
 Strafbarkeitslücke  entstanden.  Eine  analoge  Anwendung
 der  Vorschrift  unter  Zugrundelegung  der  dort  nicht  aus-
 drücklich  genannten  Verordnung  (EG)  Nr.  207/2009  des  Ra-
 tes  vom  26.  Februar  2009  über  die  Gemeinschaftsmarke
 (kodifizierte  Fassung)  ist  nicht  möglich,  denn  sie  wäre  mit
 dem  strengen  Gesetzesvorbehalt  unvereinbar,  den  Artikel  103
 Absatz  2  GG  für  Straftatbestände  enthält  (BVerfG,  ständige
 Rechtsprechung,  zuletzt  Beschluss  des  Zweiten  Senats  vom
 23.  Juni  2010,  Az.  2  BvR  2559/08,  2  BvR  105/09,  2  BvR
 491/09).  Durch  Aktualisierung  der  Verweisung  in  §  143a
 MarkenG  soll  die  unbeabsichtigte  Regelungslücke  ge-
 schlossen  werden.  Die  so  geänderte  Vorschrift  gilt  dann
 auch  für  alle  Gemeinschaftsmarken,  deren  Schutz  nach  der
 alten  Verordnung  (EG)  Nr.  40/94  über  die  Gemeinschafts-
 marke entstanden ist.

 Zu Artikel  18  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  auf
 Bürokratiekosten  geprüft,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden.

 Mit  dem  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für  die
 Wirtschaft,  die  Verwaltung  und  Bürgerinnen  und  Bürger
 eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Es  entstehen  keine
 neuen  Bürokratiekosten  für  Wirtschaft,  Verwaltung  sowie
 Bürgerinnen und Bürger.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  daher  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  875.  Sitzung  am  15.  Oktober
 2010  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu  Artikel  2a  –  neu  –  (Änderung  der  Insolvenzord-
 nung)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetzge-
 bungsverfahrens  zu  prüfen,  ob  zur  Umsetzung  der
 Dienstleistungsrichtlinie  in  die  Insolvenzordnung  Rege-
 lungen  zu  den  Anforderungen  an  die  geeigneten  Stellen
 im  Sinne  von  §  305  Absatz  1  Nummer  1  InsO  und  gege-
 benenfalls  zu  den  diesbezüglichen  Genehmigungsver-
 fahren aufzunehmen sind.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Regelung  des  §  305  Absatz  1  Nummer  1  InsO  er-
 mächtigt  die  Länder  zu  bestimmen,  welche  Personen
 oder  Stellen  als  geeignet  anzusehen  sind,  einem  Schuld-
 ner  das  Scheitern  einer  außergerichtlichen  Schuldenbe-
 reinigung  zu  bescheinigen.  Von  dieser  Ermächtigung  ha-
 ben  die  Länder  alle  Gebrauch  gemacht  und  in  Ausfüh-
 rungsgesetzen  zur  Insolvenzordnung  die  Voraussetzun-
 gen  für  eine  Anerkennung  als  geeignete  Stelle  normiert.
 Des  Weiteren  gibt  es  in  allen  Ländern  (mit  Ausnahme
 von  Baden-Württemberg)  ein  Genehmigungsverfahren,
 in  dem  eine  nach  Landesrecht  bestimmte  Behörde  über
 die Anerkennung der Stelle entscheidet.

 Es  gibt  bislang  keine  einheitliche  Rechtsauffassung,  ob
 die  Tätigkeit  der  „Insolvenzberatungsstellen“  nach  §  305
 Absatz  1  Nummer  1  InsO,  welche  einer  Genehmigung
 nach  dem  jeweiligen  Ausführungsgesetz  ihres  Landes
 bedürfen,  dem  Anwendungsbereich  der  Dienstleistungs-
 richtlinie  unterfällt  oder  ob  ein  Ausnahmetatbestand  des
 Artikels  2  der  Richtlinie  greift.  Dementsprechend  unein-
 heitlich  wird  derzeit  auch  die  Frage  beurteilt,  ob  das  je-
 weilige  Ausführungsgesetz  des  Landes  einem  Anpas-
 sungsbedarf unterliegt oder nicht.

 Die  Bund-Länder-Arbeitsgruppe  „Länderausführungs-
 gesetze  zur  Insolvenzordnung  und  Dienstleistungsricht-
 linie“  hat  unter  Vorsitz  von  Rheinland-Pfalz  in  vier  Sit-
 zungen  den  Entwurf  einer  Änderung  der  Insolvenzord-
 nung  erarbeitet,  der  mit  Abschlussbericht  vom  11.  März
 2010  vorgestellt  worden  ist  und  der  als  Grundlage  für  die
 Aufnahme  einer  Regelung  in  den  vorliegenden  Gesetz-
 entwurf  dienen  könnte.  Die  Arbeitsgruppe  hat  der  in  den
 Ländern  differierenden  Ressortierung  der  Ausführungs-
 gesetze  durch  die  Beteiligung  von  Landessozial-  und
 Justizverwaltungen Rechnung getragen.

 Die  Einführung  einer  bundesgesetzlichen  Regelung  zur
 Vereinheitlichung  der  Genehmigungsanforderungen  an
 geeignete  Stellen  entspricht  auch  der  Beschlusslage  der
 86.  Arbeits-  und  Sozialministerkonferenz  (TOP  5.11).
 Diese  hielt  es  für  geboten,  die  bisher  unterschiedlichen
 Anerkennungsvoraussetzungen  für  geeignete  Personen
 und  für  geeignete  Stellen  nach  den  Vorgaben  der  Euro-

 päischen  Dienstleistungsrichtlinie  zu  vereinheitlichen.
 Sie  baten  deshalb  die  Bundesregierung,  alsbald  einen
 Gesetzentwurf  zur  Änderung  der  Insolvenzordnung  vor-
 zulegen,  der  insbesondere  Regelungen  enthält  zu  den
 Personen,  die  aufgrund  ihrer  fachlichen  Qualifikation  als
 geeignet  im  Sinne  des  §  305  Absatz  1  Nummer  1  InsO
 anzusehen  sind,  sowie  zu  den  Voraussetzungen,  unter
 denen  eine  Verbraucherinsolvenzberatungsstelle  als  ge-
 eignet anerkannt werden kann.

 Da  der  Begriff  der  Stelle  im  Bundesrecht  angelegt,  dort
 aber  nicht  näher  definiert  ist,  sollten  Regelungen  zu  den
 Anforderungen  an  die  geeigneten  Stellen  in  Ansehung
 des  uneinheitlich  beurteilten  Anpassungsbedarfs  der
 Länderregelungen  auf  der  Ebene  des  Bundesrechts  ein-
 geführt werden.

 2.  Zu Artikel 3 (Artikel 102a EGInsO)

 Artikel 3 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Mit  Artikel  3  soll  ein  neuer  Artikel  102a  in  das  Einfüh-
 rungsgesetz  zur  Insolvenzordnung  (EGInsO)  eingefügt
 werden,  der  gesetzlich  die  Aufnahme  von  Angehörigen
 eines  anderen  Mitgliedstaates  der  Europäischen  Union
 oder  Vertragsstaates  des  Abkommens  über  den  Europäi-
 schen  Wirtschaftsraum  in  eine  von  dem  Insolvenzgericht
 geführte  Vorauswahlliste  für  Insolvenzverwalter  regelt.
 Zudem  wird  eine  Entscheidungsfrist  von  drei  Monaten
 bei  entsprechender  Anwendung  des  §  42a  Absatz  2  Satz  2
 bis 4 VwVfG eingeführt.

 Diese  isolierte  gesetzliche  Regelung  der  Aufnahme  in
 die  sogenannten  Insolvenzverwaltervorauswahllisten  ist
 abzulehnen.

 Zunächst  dürfte  im  Hinblick  auf  die  Umsetzung  der
 Dienstleistungsrichtlinie  kein  zwingender  Umsetzungs-
 bedarf  bestehen,  da  die  Führung  der  Insolvenzvoraus-
 wahllisten  derzeit  gesetzlich  nicht  geregelt  ist  und  die  In-
 solvenzrichter  bei  der  Aufnahme  in  die  Vorauswahllisten
 die  Wertungen  der  Dienstleistungsrichtlinie  zu  beachten
 haben.  Zudem  ist  es  mit  guten  Gründen  vertretbar,  die
 Ausnahmeregelung  des  Artikels  2  Absatz  2  Buchstabe  i
 der  Dienstleistungsrichtlinie  als  einschlägig  anzusehen.
 So  hat  bereits  der  Bundesgerichtshof  (vgl.  Beschluss
 vom  8.  Dezember  2005,  IX  ZB  308/04,  ZIP  2006,  247)
 zur  Entlassung  eines  Insolvenzverwalters  festgestellt,
 dass  dieser  auch  im  öffentlichen  Interesse  tätig  ist.  Denn
 der  Insolvenzverwalter  ist  ein  externer  Funktionsträger
 mit  Teilhabe  an  hoheitlicher  Gewalt,  da  er  die  Beschlag-
 nahmefunktion  des  insolvenzgerichtlichen  Verfahrens
 ausführt.

 Im  Gegensatz  zu  dem  für  die  inländischen  Insolvenzver-
 walter  maßgeblichen  §  56  der  Insolvenzordnung  (InsO),
 der  eine  Führung  der  sogenannten  Insolvenzverwalter-
 vorauswahllisten  für  den  Hauptanwendungsbereich  nicht
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regelt,  soll  eine  gesetzliche  Regelung  ausschließlich  für
 Angehörige  eines  anderen  Mitgliedstaates  der  Euro-
 päischen  Union  oder  Vertragsstaates  des  Abkommens
 über  den  Europäischen  Wirtschaftsraum  eingeführt  wer-
 den.  Insoweit  handelt  es  sich  um  einen  systematischen
 Bruch,  der,  wenn  man  die  Führung  von  Insolvenzver-
 waltervorauswahllisten  gesetzlich  regeln  will,  nur  da-
 durch  behoben  werden  kann,  dass  die  verpflichtende
 Führung  von  Insolvenzverwaltervorauswahllisten  auch
 in  §  56  InsO  geregelt  wird.  Eine  Ungleichbehandlung
 der  inländischen  Insolvenzverwalter  im  Vergleich  zu
 denjenigen  aus  anderen  Mitgliedstaaten  der  Euro-
 päischen  Union  oder  Vertragsstaaten  des  Abkommens
 über den Europäischen Wirtschaftsraum ist abzulehnen.

 Ferner  ist  eine  solche  Vorauswahlliste  nicht  vom  Insol-
 venzgericht,  sondern  von  dem  einzelnen  Insolvenzrich-
 ter  zu  führen  (vgl.  Kübler/Prütting/Bork,  InsO,  §  56
 Rnr.  21;  Lüke,  ZIP  2007,  701,  704).  Denn  der  jeweilige
 Insolvenzrichter  bestellt  im  Rahmen  der  ihm  zustehen-
 den  richterlichen  Unabhängigkeit  den  Insolvenzverwal-
 ter  und  darf  die  Listenführung  nach  der  Rechtsprechung
 des  Bundesverfassungsgerichts  (vgl.  Beschluss  vom
 3.  August  2009,  1  BvR  369/08,  NZI  2009,  641)  jeden-
 falls  dann  nicht  einem  anderen  Insolvenzrichter  oder
 Stellen  der  Gerichtsverwaltung  überlassen,  wenn  nicht
 sichergestellt  ist,  dass  die  Liste  entsprechend  der  von
 ihm  selbst  für  maßgeblich  befundenen  Kriterien  geführt
 wird.  So  hat  auch  das  OLG  Düsseldorf  (vgl.  Beschluss
 vom  15.  August  2008,  I-3  VA  4/07,  NZI  2008,  614)  als
 materiell  richtigen  Antragsgegner  für  die  Zuständigkeit
 für  den  Antrag  auf  Aufnahme  in  die  Vorauswahlliste  zu-
 treffend  den  oder  die  Insolvenzrichter  und  nicht  das  Ge-
 richt angesehen.

 Ferner  erscheint  die  mit  Artikel  102a  Satz  2  EGInsO-E
 beabsichtigte  Nähe  zum  Verwaltungsverfahrensrecht  als
 systemwidrig.  Denn  die  richterliche  Entscheidung  über
 die  Aufnahme  in  die  sogenannte  Insolvenzverwaltervor-
 auswahlliste  ist  ein  Justizverwaltungsakt  im  Sinne  der
 §§  23  ff.  EGGVG,  dessen  Ausgestaltung  vielfach  spe-
 zialgesetzlichen  Vorschriften  vorbehalten  (vgl.  Zöller/
 Lückemann,  ZPO,  28.  Aufl.,  §  23  EGGVG  Rnr.  12)  oder
 verfassungsrechtlich  vorgeprägt  ist.  Sowohl  systema-
 tisch  als  auch  vom  Rechtsweg  her  sind  Justizverwal-
 tungsakte  ausdrücklich  aus  dem  übrigen  Verwaltungs-
 handeln  ausgegliedert  (vgl.  Kissel/Mayer,  GVG,
 5.  Aufl.,  §  23  EGGVG  Rnr.  13).  Dementsprechend  birgt
 allein  die  Verweisung  auf  eine  Vorschrift  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  die  Gefahr,  dass  für  das  Rechts-
 mittel  gegen  die  Ablehnung  der  Aufnahme  in  die  soge-
 nannte  Insolvenzverwaltervorauswahlliste  nunmehr  der
 Rechtsweg  zu  den  Verwaltungsgerichten  eröffnet  wird.
 Dies ist abzulehnen.

 Zudem  kollidiert  die  Bestimmung  einer  Frist  von  drei
 Monaten  bis  zur  Entscheidung  über  die  Aufnahme  mit
 dem  bisher  als  zulässig  erachteten  Vorgehen,  den  An-
 tragsteller  vor  der  endgültigen  Aufnahme  in  die  soge-
 nannte  Insolvenzverwaltervorauswahlliste  auf  eine  Pro-
 bephase  zu  verweisen  (vgl.  nur  Uhlenbruck,  Insolvenz-
 ordnung,  13.  Aufl.,  §  56  Rnr.  9).  Eine  Betrauung  mit
 Verfahren  unterschiedlichen  Schwierigkeitsgrades  oder
 auch  nur  mit  einem  Verfahren  ließe  sich  innerhalb  der
 Frist nicht realisieren.

 Mit  dem  Gesetzentwurf  wird  schließlich  eine  Vorfestle-
 gung  für  ein  Berufszulassungsverfahren  getroffen,  ob-
 wohl  der  diesbezügliche  Diskussionsprozess  über  eine
 Zulassungsordnung  für  Insolvenzverwalter  transparent,
 ergebnisoffen  und  unter  Beteiligung  aller  relevanten
 Gruppen  geführt  werden  muss.  Hierzu  hat  das  Bundes-
 ministerium  der  Justiz  noch  keinen  entsprechenden  Ge-
 setzentwurf  zur  gesetzlichen  Regelung  der  Zulassung
 zum  Beruf  des  Insolvenzverwalters  vorgelegt.  Schon  aus
 diesem  Grund  ist  die  Änderung  des  Einführungsgesetzes
 zur  Insolvenzordnung  zum  jetzigen  Zeitpunkt  nicht  an-
 gezeigt.

 3.  Zu Artikel 6 (Änderung der Bundesnotarordnung)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetzge-
 bungsverfahrens  zu  prüfen,  wie  eine  Regelung  der  örtli-
 chen  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts  gestaltet
 werden  kann,  die  berücksichtigt,  dass  in  den  Ländern,  in
 denen  es  mehrere  Oberlandesgerichte  gibt  und  in  denen
 von  einer  landesrechtlichen  Zuständigkeitskonzentration
 kein  Gebrauch  gemacht  wurde,  das  Oberlandesgericht
 entscheidet,  in  dessen  Bezirk  der  Verwaltungsakt  seine
 Wirkung entfaltet oder entfalten würde.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  dem  derzeitigen  Wortlaut  des  §  111a  Satz  1  Halb-
 satz  1  BNotO  ist  das  Oberlandesgericht  örtlich  zustän-
 dig,  in  dessen  Bezirk  der  Verwaltungsakt  erlassen  wurde
 oder  zu  erlassen  wäre.  Erlassen  wird  ein  Verwaltungsakt
 am  Sitz  der  handelnden  Behörde.  Das  hat  zum  Beispiel
 für  Verwaltungsakte  der  obersten  Dienstbehörde  zur
 Folge,  dass  die  örtliche  Zuständigkeit  des  Oberlandesge-
 richts  begründet  wird,  in  dessen  Bezirk  die  oberste
 Dienstbehörde  ihren  Sitz  hat.  Eine  solche  Regelung  war
 mit  dem  Gesetz  zur  Modernisierung  von  Verfahren  im
 anwaltlichen  und  notariellen  Berufsrecht,  zur  Errichtung
 einer  Schlichtungsstelle  der  Rechtsanwaltschaft  sowie
 zur  Änderung  sonstiger  Vorschriften  vom  30.  Juli  2009
 (BGBl.  I  S.  2449)  nicht  beabsichtigt.  Die  erbetene  Rege-
 lung  soll  bewirken,  dass  in  den  Ländern,  in  denen  es
 mehrere  Oberlandesgerichte  gibt  und  in  denen  von  einer
 landesrechtlichen  Zuständigkeitskonzentration  kein  Ge-
 brauch  gemacht  wurde,  dasjenige  Oberlandesgericht
 über  die  Anfechtung  oder  die  Vornahme  eines  Verwal-
 tungsakts  einer  (landesweit  zuständigen)  Behörde  der
 Landesjustizverwaltung  entscheidet,  in  dessen  Bezirk
 der  Verwaltungsakt  seine  Wirkung  entfaltet  oder  entfal-
 ten würde.

 4.  Zu  Artikel  7  (§  51  Absatz  2  Satz  1,  Absatz  3  Satz  1
 GVG)

 Artikel  7 §  51 ist wie folgt zu ändern:

 a)  In  Absatz  2  Satz  1  sind  die  Wörter  „das  Oberlandes-
 gericht“  durch  die  Wörter  „ein  Strafsenat  des  Ober-
 landesgerichts“  zu  ersetzen  und  nach  den  Wörtern
 „auf  Antrag  des“  die  Wörter  „gemäß  §  40  Absatz  2
 Satz 2 zuständigen“ einzufügen.

 b)  In  Absatz  3  Satz  1  sind  die  Wörter  „Das  nach  Ab-
 satz  2  Satz  1  zuständige  Oberlandesgericht“  durch
 die  Wörter  „Der  nach  Absatz  2  Satz  1  zuständige  Se-
 nat“  zu  ersetzen  und  nach  dem  Wort  „kann“  die  Wör-
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ter  „nach  Anhörung  des  beteiligten  Schöffen“  einzu-
 fügen.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Bei  der  Ersetzung  des  Wortes  „Oberlandesgericht“  durch
 die  Wörter  „ein  Strafsenat  des  Oberlandesgerichts“  han-
 delt  sich  um  eine  notwendige  Präzisierung.  Die  Ände-
 rung  dahingehend,  dass  ein  Strafsenat  des  Oberlandes-
 gerichts  die  Entscheidung  trifft,  entspricht  in  der  Sache
 der  Regelung  in  §  113  Absatz  3  GVG  für  die  Amtsent-
 hebung  ehrenamtlicher  Richter  bei  den  Kammern  für
 Handelssachen.  Die  Regelung  ist  erforderlich,  um
 sicherzustellen,  dass  die  Entscheidung  nicht  als  Akt  der
 Justizverwaltung  ergeht,  sondern  als  Rechtsprechungstä-
 tigkeit.  Nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesverfas-
 sungsgerichts  dürfte  nur  in  letzterem  Fall  die  in  §  51  Ab-
 satz  2  Satz  2  GVG-E  geregelte  Unanfechtbarkeit  der
 Entscheidung  zulässig  sein,  vgl.  BVerfGE  107,  395
 <405  f.>.  Zwar  wird  in  der  Entwurfsbegründung  voraus-
 gesetzt,  dass  es  sich  um  einen  Senat  des  Oberlandesge-
 richts  handelt.  Die  Klarstellung  erscheint  aber  gerade
 vor  dem  Hintergrund  der  anderslautenden  Regelung  in
 §  113  Absatz  3  GVG  notwendig.  Aufgrund  der  Tatsache,
 dass  die  Regelung  des  §  51  GVG-E  voraussichtlich  nur
 selten  zur  Anwendung  kommen  dürfte,  soll  die  Klarstel-
 lung  vorhersehbare  Missverständnisse  mit  Blick  auf
 §  113  Absatz  3  GVG  ausräumen,  zumal  auch  die  Ent-
 wurfsbegründung  nur  teilweise  von  der  Zuständigkeit
 des Senats spricht.

 Ein  unverhältnismäßiger  Eingriff  in  die  Geschäftsvertei-
 lung  des  Präsidiums  liegt  nicht  vor,  weil  diesem  die  Aus-
 wahl  des  Spruchkörpers  im  Übrigen  verbleibt.  So  er-
 scheint  insbesondere  eine  Regelung  wie  in  §  113  Absatz  3
 GVG,  dass  der  „erste“  Senat  die  Entscheidung  treffe,
 vorliegend  nicht  erforderlich.  Um  jedoch  eine  Übertra-
 gung  auf  die  Justizverwaltung  wie  etwa  in  §  113  Absatz  4
 GVG  im  Fall  des  freiwilligen  Ausscheidens  vorgesehen,
 zu  verhindern,  ist  die  Präzisierung  auf  einen  Strafsenat
 notwendig.

 Die  weitere  Änderung  des  §  51  Absatz  2  Satz  1  GVG
 dient  der  Präzisierung  dahingehend,  dass  die  Entschei-
 dung  auf  Antrag  der  oder  des  Vorsitzenden  des  Schöf-
 fenwahlausschusses  nach  §  40  Absatz  2  GVG  ergeht.
 Dies  soll  verhindern,  dass  in  der  Praxis  etwa  die  oder  der
 Vorsitzende des Schöffengerichts den Antrag stellt.

 Die  im  Entwurf  benutzte  Terminologie  des  „Richters
 beim  Amtsgericht“  ist  mehrdeutig.  Im  Gesetz  bezeichnet
 sie  einerseits  den  Vorsitzenden  des  Schöffengerichts
 (vgl.  §§  25,  29  Absatz  1,  §  30  Absatz  1  GVG),  anderer-
 seits  den  Vorsitzenden  des  Schöffenwahlausschusses
 (§§  38,  40  Absatz  2  GVG).  Zwar  spricht  die  Entwurfs-
 begründung  von  der  oder  dem  Vorsitzenden  des  Schöf-
 fenwahlausschusses.  Für  die  Praxis  ist  aber  zu  bedenken,
 dass  die  Vorschrift  des  §  51  GVG-E  nur  selten  Anwen-
 dung  finden  dürfte.  Gerade  bei  Richterinnen  und  Rich-
 tern  kleinerer  Amtsgerichte  in  den  Flächenländern  sind
 bei  der  derzeitigen  Fassung  Missverständnisse  zu  be-
 fürchten.  Angesichts  der  Bedeutung  des  Antrags  in  dem
 Verfahren  der  Amtsenthebung  einerseits  und  der  damit

 verbundenen  Außenwirkung  andererseits  sollten  solche
 Missverständnisse unbedingt vermieden werden.

 Zu Buchstabe b

 Die  erste  Änderung  stellt  eine  Folgeänderung  zu
 Buchstabe  a dar.

 Die  weitere  Ergänzung  in  §  51  Absatz  3  Satz  1  GVG-E
 dient  der  Sicherstellung  des  rechtlichen  Gehörs  des  be-
 troffenen  Schöffen  einerseits,  der  Sachaufklärung  ande-
 rerseits.  Die  in  §  51  Absatz  3  Satz  2  GVG-E  geregelte
 Unanfechtbarkeit  der  Entscheidung  über  die  Nichtheran-
 ziehung  dürfte  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesver-
 fassungsgerichts  nur  dann  zulässig  sein,  wenn  dem  Be-
 troffenen  zuvor  rechtliches  Gehör  gewährt  wurde  (vgl.
 BVerfGE  107,  395,  <405  f.>  zu  den  Richtervorbehalten).
 Die  Beteiligung  des  Schöffen  ist  darüber  hinaus  auch  vor
 dem  Hintergrund  einer  ordnungsgemäßen  Aufklärung
 des  Sachverhalts  vor  der  Entscheidung  des  Senats  not-
 wendig,  um  so  das  Grundrecht  auf  den  gesetzlichen
 Richter  des  Angeklagten  im  Strafprozess  nach
 Artikel  101  Absatz  1  Satz  2  GG  zu  gewährleisten.  Ange-
 sichts  der  weitreichenden  Bedeutung  bereits  der  Ent-
 scheidung  der  Nicht-Heranziehung  auf  die  Besetzung
 und  Terminierung  des  erkennenden  Gerichts  sind  alle
 Möglichkeiten der Sachaufklärung auszuschöpfen.

 Trotz  des  Charakters  einer  Eilentscheidung  kann  der
 Schöffin  oder  dem  Schöffen  vor  der  Entscheidung  zu-
 mindest  kurzfristig  die  Möglichkeit  rechtlichen  Gehörs
 eingeräumt  werden,  um  eine  Teilhabe  an  der  Entschei-
 dung  zu  gewährleisten.  Eine  wesentliche  Verfahrensver-
 zögerung  ist  dadurch  nicht  zu  erwarten,  zumal  bei  einer
 endgültigen  Amtsenthebung  ohnehin  erhebliche  Folgen
 für  ein  anhängiges  Strafverfahren  eintreten.  Eine  münd-
 liche  Anhörung  des  Schöffen  ist  hingegen  nicht  notwen-
 dig.

 5.  Zu Artikel 8  Nummer 2  (§  850k Absatz 8, 9 Satz 1
 ZPO),

 Nummer 3  (§  850l Absatz  4 Satz 1 ZPO)

 Artikel 8 Nummer 2 und 3 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Vorschrift  des  §  850k  Absatz  8  ZPO  ist  im  Rahmen
 der  parlamentarischen  Beratungen  des  Gesetzes  zur
 Reform  des  Kontopfändungsschutzes  (BGBl.  2009  I.
 S.  1707)  mit  dem  Ziel  aufgenommen  worden,  die  miss-
 bräuchliche  Führung  eines  zweiten  Pfändungsschutz-
 kontos  zu  verhindern.  Sie  geht  unter  anderem  auf  die
 vom  Bundesrat  am  9.  November  2007  beschlossene
 Stellungnahme  zu  dem  Gesetzentwurf  der  Bundesregie-
 rung  zurück,  Bundesratsdrucksache  663/07  (Beschluss).
 Der  Bundesrat  hatte  gebeten,  im  weiteren  Verlauf  des
 Gesetzgebungsverfahrens  zu  prüfen,  ob  schon  bei  der
 Einrichtung  eines  Pfändungsschutzkontos  sichergestellt
 werden  könne,  dass  eine  Person  nur  ein  Pfändungs-
 schutzkonto  führe.  Zugleich  hat  der  Bundesrat  für  den
 Fall,  dass  nicht  bereits  bei  der  Einrichtung  eines  Pfän-
 dungsschutzkontos  die  Führung  nur  eines  solchen  Kon-
 tos  sichergestellt  werden  könne,  um  Prüfung  gebeten,  ob
 die  Sanktionierung  der  Einrichtung  eines  weiteren  Pfän-
 dungsschutzkontos  durch  die  Schaffung  eines  gesonder-
 ten Straftatbestandes sichergestellt werden könne.
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Von  einer  strafrechtlichen  Flankierung  hat  der  Deutsche
 Bundestag  unter  anderem  „im  Hinblick  auf  die  nahezu
 flächendeckende  Kontrolle  mittels  der  (…)  SCHUFA-
 Abfrage“  (vgl.  Beschlussempfehlung  und  Bericht  des
 Rechtsausschusses;  Bundestagsdrucksache  16/12714,
 S.  18)  abgesehen  und  nur  noch  flankierend  in  §  850k
 Absatz  9  ZPO  eine  Regelung  aufgenommen,  die  in  Fäl-
 len  des  Missbrauchs  durch  den  Schuldner  dem  Gläubiger
 ein  Verfahren  an  die  Hand  gibt,  die  Wirkungen  weiterer
 Pfändungsschutzkonten zu beseitigen.

 Da  durch  §  850k  Absatz  8  ZPO  einem  Privatunterneh-
 men  ein  Wettbewerbsvorteil  gegenüber  anderen  Aus-
 kunfteien  eingeräumt  wird,  ist  die  Beseitigung  des  beste-
 henden  Wettbewerbsvorteils  der  SCHUFA  Holding  AG
 grundsätzlich zu begrüßen.

 Indessen  bestehen  erhebliche  Bedenken  gegen  die  kon-
 kret  vorgeschlagene  Ausgestaltung  einer  Änderung  von
 §  850k Absatz 8 ZPO.

 Eine  im  Interesse  von  Vollstreckungsgläubigern  erfor-
 derliche  Missbrauchskontrolle  erfordert,  dass  alle  oder
 zumindest  der  ganz  überwiegende  Teil  der  Kreditinsti-
 tute  die  Einrichtung  eines  Pfändungsschutzkontos  einer
 zentralen  Stelle  melden  bzw.  bei  einer  solchen  Stelle
 Auskunft  über  ein  bestehendes  Pfändungsschutzkonto
 eines  Kunden  erhalten.  Wenn  die  Kreditinstitute  zukünf-
 tig  die  Möglichkeit  haben  sollten,  die  Einrichtung  eines
 Pfändungsschutzkontos  Auskunfteien  ihrer  Wahl  zu
 melden,  ist  die  Missbrauchskontrolle  nicht  mehr  in  dem
 bislang  bestehenden  Umfang  gewährleistet.  Sollte  eine
 verlässliche  Überprüfung  der  Versicherung  des  Kunden
 nur  durch  Anfragen  bei  verschiedenen  Auskunfteien
 möglich  sein,  würde  dies  eine  Missbrauchskontrolle  er-
 heblich erschweren.

 Es  ist  daher  zu  erwägen,  eine  zentrale  Stelle  zu  bestim-
 men,  welcher  alle  Kreditinstitute  die  Einrichtung  eines
 Pfändungsschutzkontos  melden.  In  Betracht  käme  bei-
 spielsweise  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungs-
 aufsicht  oder  das  Bundeszentralamt  für  Steuern,  welches
 bereits  in  das  Kontrollverfahren  der  freigestellten  Kapi-
 talerträge  eingebunden  ist  und  nach  §  802l  Absatz  1
 Satz  1  Nummer  2  ZPO  (eingefügt  durch  das  Gesetz  zur
 Erleichterung  elektronischer  Anmeldungen  zum  Ver-
 einsregister  und  anderer  vereinsrechtlichen  Regelungen
 vom  24.  September  2009,  BGBl.  I  3145)  ab  dem
 1.  Januar  2013  dem  Gerichtsvollzieher  zur  Auskunftser-
 teilung  über  Konten  verpflichtet  sein  wird.  Denkbar
 wäre  gegebenenfalls  auch  die  Aufnahme  einer  Regelung
 in  die  ZPO,  wonach  das  Bundesministerium  der  Justiz
 ermächtigt  wird,  eine  bzw.  mehrere  Auskunftei(en)  kon-
 kret  zu  bestimmen,  welchen  Kreditinstitute  die  Einrich-
 tung eines Pfändungsschutzkontos melden (müssen).

 Für  den  Fall,  dass  eine  zentrale  Stelle  nicht  bestimmt
 werden  kann,  wäre  die  Schaffung  eines  strafrechtlichen
 Missbrauchsschutzes  (im  Hinblick  auf  eine  nicht  mehr
 vorhandene  „nahezu  flächendeckende  Kontrolle“)  erneut
 zu diskutieren.

 Da  die  vorgeschlagene  Änderung  von  §  850k  Absatz  8
 ZPO  nicht  im  Zusammenhang  mit  der  Umsetzung  der
 Dienstleistungsrichtlinie  steht  und  hinsichtlich  der  kon-

 kreten  Ausgestaltung  einer  Änderung  noch  erheblicher
 Diskussionsbedarf  besteht,  sollte  im  Rahmen  des  vorlie-
 genden  Gesetzgebungsverfahrens  auf  die  Änderung  ver-
 zichtet  werden.  Zu  berücksichtigen  ist  hierbei  auch,  dass
 das  Gesetz  über  die  Reform  des  Kontopfändungsschut-
 zes  vom  7.  Juli  2009  bereits  in  Kraft  getreten  (BGBl.  I
 S.  1707)  und  eine  Änderung  vor  Inkrafttreten  folglich
 nicht  mehr  erreichbar  ist.  Die  konkrete  Ausgestaltung
 einer  Änderung  könnte  im  Rahmen  eines  Gesetzge-
 bungsverfahrens  betreffend  Änderungen  des  Zwangs-
 vollstreckungsrechts  diskutiert  werden.  In  Betracht
 käme  beispielsweise  eine  Diskussion  im  Rahmen  der
 parlamentarischen  Beratungen  über  den  Gesetzentwurf
 des  Bundesrates  für  ein  Gesetz  zur  Neustrukturierung
 und  Modernisierung  des  Pfändungsschutzes  vom  7.  Mai
 2010, Bundesratsdrucksache 139/10 (Beschluss).

 Mit  der  Streichung  von  Nummer  2  muss  zugleich  als
 redaktionelle  Folgeänderung  auch  eine  Streichung  von
 Nummer  3  einhergehen,  da  die  sprachlichen  Änderun-
 gen nur einheitlich vorgenommen werden können.

 6.  Zu  Artikel  12  Nummer  4a  –  neu  –  (§  73  –  neu  –  GKG),
 Nummer  5  Buchstabe  m  –  neu  –,
 n  –  neu  –  (Anlage  1  –  zu  §  3  Absatz  2  –
 Nummern  9010,  9011  KV-GKG),

 Artikel  13  Nummer  2  –  neu  –  (§  137  Absatz  1
 Nummer  12  KostO),  Nummer  3  –  neu  –
 (§  165  –  neu  –  KostO),

 Artikel  14  Nummer  2a  –  neu  –  (§  64  –  neu  –
 FamGKG)  Nummer  3  Buchstabe  d  –  neu  –,
 e  –  neu  –  (Anlage  1,  Nummer  2008,  2009
 KV-FamGKG),

 Artikel  15  Nummer  01  –  neu  –  (§  5  Absatz  3  Satz  2
 JVKostO),  Nummer  1a  –  neu  –  (§  18
 JVKostO)

 a)  Artikel 12 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Nach  Nummer  4  ist  folgende  Nummer  4a  einzu-
 fügen:

 ,4a.  Nach §  72 wird folgender §  73 eingefügt:

 „§  73
 Übergangsvorschrift

 für die Erhebung von Haftkosten

 Bis  zum  Erlass  landesrechtlicher  Vorschrif-
 ten  über  die  Höhe  des  Haftkostenbeitrags,
 der  von  einem  Gefangenen  zu  erheben  ist,
 sind  die  Nummern  9010  und  9011  des  Kos-
 tenverzeichnisses  in  der  bis  zum  …  [einset-
 zen:  Tag  der  Verkündung  dieses  Gesetzes]
 geltenden Fassung anzuwenden.“  ‘

 bb)  Der  Nummer  5  sind  folgende  Buchstaben  m  und  n
 anzufügen:

 ,m)  Nummer  9010 wird wie folgt geändert:

 aa)  Dem  Auslagentatbestand  wird  folgender
 Satz angefügt:

 „Maßgebend  ist  die  Höhe  des  Haft-
 kostenbeitrags,  der  nach  Landesrecht
 von einem Gefangenen zu erheben ist.“
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bb)  Bei  der  Angabe  der  Auslagenhöhe  wer-
 den  die  Wörter  „nach  §  50  Absatz  2
 und  3 StVollzG“ gestrichen.

 n)  Nummer  9011 wird wie folgt geändert:

 aa)  Im  Auslagentatbestand  wird  der  Satz
 „Diese  Kosten  werden  nur  angesetzt,
 wenn  sie  nach  §  50  Absatz  1  StVollzG
 zu  erheben  wären.“  durch  die  Sätze
 „Maßgebend  ist  die  Höhe  des  Haftkos-
 tenbeitrags,  der  nach  Landesrecht  von
 einem  Gefangenen  zu  erheben  ist.  Diese
 Kosten  werden  nur  angesetzt,  wenn  der
 Haftkostenbeitrag  auch  von  einem  Ge-
 fangenen  im  Strafvollzug  zu  erheben
 wäre.“ ersetzt.

 bb)  Bei  der  Angabe  zur  Auslagenhöhe  wer-
 den  die  Wörter  „nach  §  50  Absatz  2
 und  3 StVollzG“ gestrichen.‘

 b)  Artikel  13 ist wie folgt zu fassen:

 ,Artikel  13
 Änderung der Kostenordnung

 Die  Kostenordnung  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  361-1,  veröffentlichten
 bereinigten  Fassung,  die  zuletzt  durch  …  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  131  Absatz  7  werden  die  Wörter  „Absatz  1
 Satz  2“ durch die Angabe „Absatz  3“ ersetzt.

 2.  §  137  Absatz  1  Nummer  12  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „12.  Kosten  einer  Zwangshaft  in  Höhe  des
 Haftkostenbeitrags,  der  nach  Landesrecht
 von  einem  Gefangenen  zu  erheben  ist;
 das  Gleiche  gilt  für  die  Kosten  einer
 sonstigen  Haft,  wenn  der  Haftkostenbei-
 trag  auch  von  einem  Gefangenen  im
 Strafvollzug zu erheben wäre;“.

 3.  Nach §  164 wird folgender §  165 eingefügt:

 „§  165
 Übergangsvorschrift für die Erhebung von

 Haftkosten

 Bis  zum  Erlass  landesrechtlicher  Vorschrif-
 ten  über  die  Höhe  des  Haftkostenbeitrags,  der
 von  einem  Gefangenen  zu  erheben  ist,  ist
 §  137  Nummer  12  in  der  bis  zum  …  [einset-
 zen:  Tag  der  Verkündung  dieses  Gesetzes]  gel-
 tenden Fassung anzuwenden.“‘

 c)  Artikel 14 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Nach  Nummer  2  ist  folgende  Nummer  2a  einzu-
 fügen:

 ,2a.  Nach §  63 wird folgender §  64 eingefügt:

 „§  64
 Übergangsvorschrift für die Erhebung von

 Haftkosten

 Bis  zum  Erlass  landesrechtlicher  Vor-
 schriften  über  die  Höhe  des  Haftkostenbei-
 trags,  der  von  einem  Gefangenen  zu  erheben

 ist,  sind  die  Nummern  2008  und  2009  des
 Kostenverzeichnisses  in  der  bis  zum  …  [ein-
 setzen:  Tag  der  Verkündung  dieses  Geset-
 zes] geltenden Fassung anzuwenden.“‘

 bb)  Der  Nummer  3  sind  folgende  Buchstaben  d
 und  e anzufügen:

 ,d)  Nummer  2008 wird wie folgt geändert:

 aa)  Dem  Auslagentatbestand  wird  folgender
 Satz angefügt:

 „Maßgebend  ist  die  Höhe  des  Haftkos-
 tenbeitrags,  der  nach  Landesrecht  von
 einem Gefangenen zu erheben ist.“

 bb)  Bei  der  Angabe  zur  Auslagenhöhe  wer-
 den  die  Wörter  „nach  §  50  Absatz  2
 und  3 StVollzG“ gestrichen.

 e)  Nummer  2009 wird wie folgt geändert:

 aa)  Der  Auslagentatbestand  wird  wie  folgt
 gefasst:

 „Kosten einer Ordnungshaft

 Maßgebend  ist  die  Höhe  des  Haftkosten-
 beitrags,  der  nach  Landesrecht  von  ei-
 nem  Gefangenen  zu  erheben  ist.  Diese
 Kosten  werden  nur  angesetzt,  wenn  der
 Haftkostenbeitrag  auch  von  einem  Ge-
 fangenen  im  Strafvollzug  zu  erheben
 wäre.“

 bb)  Bei  der  Angabe  zur  Auslagenhöhe  wer-
 den  die  Wörter  „nach  §  50  Absatz  2
 und  3 StVollzG“ gestrichen.‘

 d)  Artikel 15 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Der  Nummer  1  ist  folgende  Nummer  01
 voranzustellen:

 ,01.  §  5  Absatz  3  Satz  2  wird  wie  folgt
 gefasst:

 „Maßgebend  ist  die  Höhe  des  Haft-
 kostenbeitrags,  der  nach  Landes-
 recht  von  einem  Gefangenen  zu  er-
 heben ist.“‘

 bb)  Nach  Nummer  1  ist  folgende  Num-
 mer  1a einzufügen:

 ,1a.  §  18 wird wie folgt gefasst:

 „§  18

 Bis  zum  Erlass  landesrechtlicher
 Vorschriften  über  die  Höhe  des
 Haftkostenbeitrags,  der  von  einem
 Gefangenen  zu  erheben  ist,  ist  §  5
 Absatz  3  Satz  2  in  der  bis  zum  …
 [einsetzen:  Tag  der  Verkündung  die-
 ses  Gesetzes]  geltenden  Fassung
 anzuwenden.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  genannten  Vorschriften  der  Kostenverzeichnisse  so-
 wie  §  137  Absatz  1  Nummer  12  KostO  verweisen  für  die
 Höhe  der  Auslagen  im  Fall  einer  Zwangshaft  auf  die
 Höhe  des  Haftkostenbeitrags  nach  §  50  Absatz  2  und  3
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StVollzG.  Die  Kosten  einer  sonstigen  Haft  werden  nach
 geltendem  Recht  nur  dann  als  Auslagen  erhoben,  wenn
 sie  nach  §  50  Absatz  1  StVollzG  zu  erheben  wären.
 Diese  Verweisungen  auf  §  50  StVollzG  sind  an  die  geän-
 derte  Gesetzgebungskompetenz  anzupassen.  Mit  dem
 Inkrafttreten  des  Gesetzes  zur  Änderung  des  Grundge-
 setzes  vom  28.  August  2006  (BGBl.  I  S.  2034)  ist  die
 Gesetzgebungskompetenz  für  den  Strafvollzug  auf  die
 Länder  übergegangen.  Einige  Länder  haben  hiervon  be-
 reits  Gebrauch  gemacht  und  eigene  Strafvollzugsgesetze
 erlassen,  durch  die  auch  §  50  StVollzG  ersetzt  wird.  Da-
 her  erscheint  für  die  Höhe  der  zu  erhebenden  Auslagen
 eine  Verweisung  auf  die  entsprechenden  Bestimmungen
 des  Landesrechts  angezeigt.  Dies  soll  umgesetzt  werden,
 indem  jeweils  der  Verweis  auf  §  50  StVollzG  durch  An-
 merkungen  zu  den  betroffenen  Kostentatbeständen  er-
 setzt  wird.  Danach  soll  sich  die  Höhe  der  Auslagener-
 stattung  im  Fall  der  Zwangshaft  nach  der  Höhe  des  Haft-
 kostenbeitrags  bemessen,  der  nach  Landesrecht  von  ei-
 nem  Gefangenen  zu  erheben  ist.  Das  Gleiche  soll  für  die
 Kosten  einer  sonstigen  Haft  gelten,  wenn  der  Haftkos-
 tenbeitrag  auch  von  einem  Gefangenen  im  Strafvollzug
 zu erheben wäre.

 In  Ländern,  die  noch  keine  den  §  50  StVollzG  ersetzende
 Vorschrift  erlassen  haben,  soll  sich  nach  den  vorgesehe-
 nen  Übergangsvorschriften  die  Höhe  der  zu  erhebenden
 Auslagen  weiterhin  nach  derzeit  geltendem  Recht  rich-
 ten.  Insoweit  soll  es  also  bei  dem  Verweis  auf  §  50
 Absatz  2 und  3 StVollzG bleiben.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates wie folgt:

 Zu Nummer 1  (Artikel 2a – neu – Änderung der Insol-
 venzordnung)

 Die  Bundesregierung  hat  auf  Bitte  des  Bundesrates  geprüft,
 ob  in  die  Insolvenzordnung  (InsO)  Regelungen  zu  den  An-
 forderungen  an  die  „geeigneten  Stellen“  im  Sinne  von  §  305
 Absatz  1  Nummer  1  InsO  und  ggf.  zu  den  diesbezüglichen
 Genehmigungsverfahren  aufzunehmen  sind.  Diese  Prüfung
 hat  ergeben,  dass  eine  solche  Änderung  der  Insolvenzord-
 nung  zur  Umsetzung  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  we-
 der erforderlich noch geboten ist.

 Die  Bundesregierung  geht  zwar  davon  aus,  dass  die  Dienst-
 leistungsrichtlinie  auf  die  gewerbliche  Schuldnerberatung
 Anwendung  findet.  Gleichwohl  bedarf  es  keiner  Anpassung
 der  Insolvenzordnung,  da  diese  richtlinienneutral  ist.  Der
 Begriff  der  „geeigneten  Person  oder  Stelle“  in  §  305  Absatz  1
 Nummer  1  InsO  wird  durch  die  Ausführungsgesetze  der
 Länder  näher  ausgestaltet.  Die  Länder  bestimmen  dort  in  ei-
 gener  Zuständigkeit,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine
 Schuldnerberatungsstelle  als  „geeignete  Stelle“  anerkannt
 wird und welche Aufgaben ihr gegebenenfalls zukommen.

 Eine  Ergänzung  der  Insolvenzordnung  um  eine  Rahmenre-
 gelung  zu  §  305  InsO,  die  eine  Konkretisierung  der  von  den
 Ländern  als  geeignet  anzuerkennenden  Personen  und  Stel-
 len  enthält,  ist  zur  Umsetzung  der  Dienstleistungsrichtlinie
 nicht  erforderlich.  Auch  eine  solche  Regelung  würde  Ände-
 rungsbedarf  in  den  Ausführungsgesetzen  der  Länder  nicht
 entbehrlich machen.

 Zu Nummer 2  (Artikel 3 – Einfügung von Artikel 102a
 EGInsO)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  des  Bundesra-
 tes nicht zu.

 Wie  bereits  in  der  Begründung  zum  Gesetzentwurf  ausge-
 führt,  ist  die  Dienstleistungsrichtlinie  auf  Insolvenzverwal-
 ter  anwendbar,  da  die  vom  Bundesrat  in  Bezug  genommene
 Ausnahmeregelung  des  Artikels  2  Absatz  2  Buchstabe  i  der
 Dienstleistungsrichtlinie  nicht  einschlägig  ist.  Die  Tätigkeit
 des  Insolvenzverwalters  ist  nicht  im  Sinne  des  Artikels  45
 des  EG-Vertrages  (jetzt:  Artikel  51  des  Vertrags  über  die  Ar-
 beitsweise  der  Europäischen  Union)  mit  der  Ausübung  öf-
 fentlicher  Gewalt  verbunden.  Es  besteht  daher  zwingender
 Umsetzungsbedarf.

 Der  Umsetzungsbedarf  besteht  auch  zum  jetzigen  Zeit-
 punkt.  Die  Dienstleistungsrichtlinie  war  bis  zum  28.  De-
 zember  2009  in  nationales  Recht  umzusetzen.  Es  ist  zu  be-
 fürchten,  dass  bei  weiteren  Fristversäumnissen  erhebliche
 Strafgeldzahlungen  auf  die  Bundesrepublik  Deutschland  zu-
 kommen.

 Da  die  Dienstleistungsrichtlinie  grundsätzlich  nur  grenz-
 überschreitende  Sachverhalte  regelt,  ist  eine  Änderung  der

 Vorschriften  zur  Regelung  nationaler  Sachverhalte  im  Rah-
 men  der  Umsetzung  der  Dienstleistungsrichtlinie  nicht  ge-
 boten.

 Der  Einwand,  die  Vorauswahllisten  seien  nicht  vom  Insol-
 venzgericht,  sondern  von  dem  einzelnen  Insolvenzrichter  zu
 führen,  verfängt  nicht.  Mit  der  Formulierung  „Insolvenzge-
 richt“  ist  nicht  das  einzelne  Gericht  als  Behörde  gemeint,
 sondern  wie  sonst  im  Gesetz  auch  der  jeweils  zuständige
 Richter, vgl. etwa §  495a ff. der Zivilprozessordnung.

 Zu Nummer 3  (Artikel 6 – Änderung der Bundesnotar-
 ordnung)

 Die  Bundesregierung  wird  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetz-
 gebungsverfahrens  prüfen,  ob  §  111a  der  Bundesnotarord-
 nung  (BNotO)  in  der  vorgeschlagenen  Weise  geändert  wer-
 den kann.

 Zu Nummer 4  (Artikel  7  –  §  51  Absatz  2  Satz  1,  Absatz  3
 Satz 1 GVG)

 Zu Buchstabe a  (Änderung  von  §  51  Absatz  2  Satz  1
 GVG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  ersten  Teil  des  Vorschlags
 zu,  in  Absatz  2  Satz  1  die  Wörter  „das  Oberlandesgericht“
 durch  die  Wörter  „ein  Strafsenat  des  Oberlandesgerichts“  zu
 ersetzen.

 Soweit  es  um  die  Einfügung  der  Wörter  „gemäß  §  40  Ab-
 satz  2  Satz  2  zuständigen“  geht,  stimmt  die  Bundesregie-
 rung  dem  Vorschlag  nicht  zu.  Dieser  Einfügung  bedarf  es
 nicht,  um  die  vom  Bundesrat  als  erforderlich  erachtete  Prä-
 zisierung  zu  erreichen.  Im  Rahmen  der  §§  36  bis  57  des  Ge-
 richtsverfassungsgesetzes  (GVG),  die  sich  mit  der  Wahl  und
 der  Rechtsstellung  der  Schöffen  befassen,  ist  mit  dem
 „Richter  beim  Amtsgericht“  stets  derjenige  Richter  ge-
 meint,  der  auch  Vorsitzender  des  Ausschusses  gemäß  §  40
 Absatz  2  GVG  ist.  Dementsprechend  formulieren  §  38  Ab-
 satz  1,  die  §§  39  und  45  Absatz  4  Satz  3  GVG  sowie  insbe-
 sondere  auch  §  52  Absatz  3  Satz  1  GVG  (Streichung  von
 der  Schöffenliste)  „Richter  beim  Amtsgericht“  ohne  einen
 zusätzlichen  Hinweis  auf  §  40  Absatz  2  GVG.  Dann  be-
 stünde  aber  im  Gegenteil  die  Gefahr,  dass  aus  der  unglei-
 chen  Formulierung  verfehlte  Rückschlüsse  bei  der  Anwen-
 dung  der  anderen  Normen  gezogen  werden.  Vor  diesem
 Hintergrund  erscheint  es  ausreichend,  etwaige  dennoch  auf-
 tretende  Zweifel  beim  Rechtsanwender  durch  die  Erläute-
 rung in der Gesetzesbegründung auszuräumen.

 Zwar  verwendet  das  Gerichtsverfassungsrecht  die  Bezeich-
 nung  „Richter  beim  Amtsgericht“  auch  in  anderen  systema-
 tischen  Zusammenhängen  und  weist  ihm  dort  unterschiedli-
 che  Funktionen  zu  –  z.  B.  Einzelrichter  (§  22  Absatz  4
 GVG),  Vorsitzender  des  Schöffengerichts  (§  29  Absatz  1
 Satz  1  GVG),  Vorsitzender  der  Kammer  für  Handelssachen
 (§  106  GVG).  Allerdings  finden  sich  auch  dort  keine  Ver-
 weise,  weil  der  jeweilige  systematische  Zusammenhang
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eindeutig  bestimmt,  in  welcher  Funktion  der  Richter  beim
 Amtsgericht tätig wird.

 Zu Buchstabe b  (Änderung von §  51 Absatz 3 Satz 1
 GVG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu,  in  Absatz  3
 Satz  1  die  Wörter  „Das  nach  Absatz  2  Satz  1  zuständige
 Oberlandesgericht“  durch  die  Wörter  „Der  nach  Absatz  2
 Satz  1 zuständige Senat“ zu ersetzen.

 Gegen  die  mit  dem  zweiten  Teil  des  Vorschlags  erstrebte  ge-
 nerelle  Anhörungspflicht  des  betroffenen  Schöffen  auch  im
 Eilverfahren  erhebt  die  Bundesregierung  durchgreifende
 Bedenken.  Selbst  eine  kurzfristig  eingeräumte  Gelegenheit
 zur  Stellungnahme  des  betroffenen  Schöffen  im  einstweili-
 gen  Verfahren  kann  im  Einzelfall  zu  einer  folgenreichen  und
 damit  erheblichen  Verfahrensverzögerung  führen  und  –  ins-
 besondere  auch  aus  Sicht  des  Angeklagten  in  einem  Straf-
 verfahren  –  nicht  tragbare  Konsequenzen  haben,  etwa  dann,
 wenn  besonders  gravierende  Pflichtverletzungen  kurzfristig
 in  hinreichend  belastbarer  Weise  bekannt  werden  und  zu-
 gleich  die  Abläufe  des  Strafverfahrens,  in  dem  der  Schöffe
 mitwirkt,  z.  B.  der  unmittelbar  bevorstehende  Verfahrensab-
 schluss,  eine  direkte  Reaktion  erforderlich  erscheinen  las-
 sen.

 Eine  generelle  Anhörungspflicht  ist  auch  verfassungsrecht-
 lich  nicht  geboten.  Das  vorbehaltlos  gewährte  Justizgrund-
 recht  des  Artikels  103  Absatz  1  des  Grundgesetzes  unter-
 liegt  verfassungsimmanenten  Schranken.  Es  ist  deshalb  an-
 erkannt,  dass  die  einfachgesetzliche  Ausgestaltung  Äuße-
 rungsbegehren  Einzelner  begrenzen  darf,  wenn  dies
 erforderlich  ist,  um  anderen  Rechtsgütern  von  gleichem  ver-
 fassungsrechtlichem  Gewicht  –  insbesondere  der  Funktions-
 tüchtigkeit  der  Rechtspflege  –  Rechnung  tragen  zu  können.
 In  den  seltenen  Ausnahmefällen,  in  denen  eine  einstweilige
 Amtsenthebung  wegen  der  besonders  gravierenden,  der
 Entscheidung  zugrunde  liegenden  Konstellation  überhaupt
 geboten  ist,  dürfte  die  Eilbedürftigkeit  so  groß  sein,  dass
 keine  Zeit  für  eine  vorherige  Anhörung  des  betroffenen
 Schöffen  bleibt.  Gerade  in  diesen  Fällen  die  Möglichkeit  ei-
 ner  raschen  Entscheidung  durch  das  generelle  Erfordernis
 vorheriger  Gehörsgewährung  auszuschließen,  wäre  nicht
 sachgerecht.

 Aus  den  genannten  Gründen  sehen  gleichlautende  Regelun-
 gen  in  anderen  Verfahrensordnungen  (Arbeitsgerichtsgesetz
 und  Sozialgerichtsgesetz)  keine  generelle  Anhörungspflicht
 im einstweiligen Amtsenthebungsverfahren vor.

 Zu Nummer 5  (Artikel 8 Nummer 2 und 3 – §  850k
 Absatz  8,  9  Satz  1,  §  850l  Absatz  4  Satz  1
 ZPO)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  des  Bundes-
 rates  nicht  zu,  wird  aber  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  überprüfen,  ob  die  Missbrauchskontrolle  im  Lichte  der
 Ausführungen  des  Bundesrates  weiter  optimiert  werden
 kann.

 Die  Bundesregierung  teilt  die  Einschätzung  des  Bundesrates
 nicht,  dass  mit  der  vorgesehenen  Änderung  der  Vorschrift
 eine  hinreichende  Missbrauchskontrolle  nicht  mehr  gewähr-
 leistet  wird.  Vielmehr  ist  wegen  der  hohen  Marktabdeckung
 der  SCHUFA  Holding  AG  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/

 12714,  S.  17,  21)  davon  auszugehen,  dass  die  Daten  auch
 auf  der  Grundlage  der  geänderten  Vorschrift  im  Wesentli-
 chen  bei  einer  Stelle  konzentriert  bleiben:  Der  SCHUFA  an-
 geschlossen  sind  100  Prozent  aller  Privatbanken,  95  Prozent
 der  Genossenschaftsbanken  und  85  Prozent  der  Sparkassen
 (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/12714).  Der  Mechanismus
 zur  Verhinderung  von  Missbräuchen  beim  P-Konto  wird  mit
 der  Änderung  optimiert.  Die  Missbrauchskontrolle  wird
 hierdurch  auch  dort  implementiert,  wo  Kreditinstitute  Ge-
 schäftsbeziehungen  mit  anderen  Auskunfteien  als  der
 SCHUFA  Holding  AG  unterhalten.  Den  Kreditinstituten
 wird  künftig  die  Möglichkeit  eröffnet,  im  Einzelfall  –  je
 nach  regionalen  Gegebenheiten  –  auch  eine  weitere  Aus-
 kunftei  über  das  Bestehen  eines  P-Kontos  zu  unterrichten
 (vgl. Bundesratsdrucksache 539/10).

 Die  Kreditwirtschaft  hat  angekündigt,  von  dieser  Mittei-
 lungsbefugnis  Gebrauch  zu  machen  (Bundestagsdrucksache
 16/12714,  S.  17).  Es  ist  deshalb  davon  auszugehen,  dass  die
 bestehenden  Informationssysteme  der  Kreditwirtschaft  für
 eine  effektive  Missbrauchskontrolle  fruchtbar  gemacht  wer-
 den  können  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/7615,  S.  21).
 Ein  Erfordernis  für  eine  Einrichtung  einer  staatlichen  zen-
 tralen Stelle sieht die Bundesregierung daher nicht.

 Die  Bundesregierung  nimmt  die  dargelegten  Bedenken  des
 Bundesrates  aber  zum  Anlass,  weitere  Möglichkeiten  der
 Optimierung  der  Missbrauchskontrolle  erneut  zu  prüfen.
 Hierbei  wird  sie  insbesondere  prüfen,  inwieweit  unter  Be-
 achtung  datenschutzrechtlicher  Standards  ein  Datenaus-
 tausch zwischen den Auskunfteien eröffnet werden kann.

 Die  Bundesregierung  sieht  keinen  Anlass,  die  straf-  oder
 ordnungsrechtliche  Sanktionierung  einer  unrichtigen  An-
 gabe  durch  den  Schuldner  über  das  Führen  eines  weiteren
 P-Kontos  auszuweiten.  Das  Führen  mehrerer  Pfändungs-
 schutzkonten  ist  bereits  nach  geltender  Rechtslage  unter
 Strafe  gestellt.  Hierbei  kommt  sowohl  eine  Strafbarkeit
 nach  §  288  des  Strafgesetzbuchs  (StGB)  (Vereiteln  der
 Zwangsvollstreckung)  als  auch  nach  §  263  StGB  (Betrug)
 in Betracht (vgl. Bundestagsdrucksache 16/7615, S. 21).

 Zu  Nummer  6  (Artikel  12  Nummer  4a  –  neu  –  [§  73  –  neu  –
 GKG],  Nummer  5  Buchstabe  m  –  neu  –,
 Buchstabe  n  –  neu  –  [Anlage  1  –  zu  §  3  Ab-
 satz  2  –  Nummern  9010,  9011  KV-GKG];
 Artikel  13  Nummer  2  –  neu  –  [§  137  Ab-
 satz  1  Nummer  12  KostO],  Nummer  3
 –  neu  –  [§  165  –  neu  –  KostO];
 Artikel  14  Nummer  2a  –  neu  –  [§  64
 –  neu  –  FamGKG],  Nummer  3  Buchstabe  d
 –  neu  –,  Buchstabe  e  –  neu  –  [Anlage  1,
 Nummer  2008,  2009  KV-FamGKG];
 Artikel  15  Nummer  01  –  neu  –  [§  5  Absatz  3
 Satz  2  JVKostO],  Nummer  1a  –  neu  –
 [§  18  JVKostO])

 Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu.

 Da  mit  den  Anträgen  zu  Artikel  12  Nummer  4a  –  neu  –
 (§  73  –  neu  –  GKG)  und  zu  Artikel  14  Nummer  2a  –  neu  –
 (§  64  –  neu  –  FamGKG)  die  Einführung  neuer  Vorschriften
 in  das  Gerichtskostengesetz  und  das  Gesetz  über  Gerichts-
 kosten  in  Familiensachen  vorgeschlagen  wird,  ist  zusätzlich
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 Artikel  12 Nummer  1 sollte daher wie folgt gefasst werden:

 ‚1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  70  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  70a  Bekanntmachung von Neufassungen“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  72  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  73  Übergangsvorschrift  für  die  Erhebung  von
 Haftkosten“.‘

 Artikel  14 Nummer  1 sollte wie folgt gefasst werden:

 ‚1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  62  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  62a  Bekanntmachung von Neufassungen“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  63  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  64  Übergangsvorschrift  für  die  Erhebung  von
 Haftkosten“.‘
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